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Bonn, den 4. Januar 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Internationale Arbeilskonferenz hat auf ihrer 48. Tagung 
vom 17. Juni bis 9. Juli 1964 in Genf 


1. das Übereinkommen 120 über den Gesundheitsschutz im 
Handel und in Büros, 

2. das Übereinkommen 121 über Leistungen bei Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten, 

3. das Übereinkommen 122 über die Beschäftigungspolitik, 

4. die Empfehlung 120 betreffend den Gesundheitsschutz 
im Handel und in Büros, 

5. die Empfehlung 121 betreffend Leistungen bei Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten, 

6. die Empfehlung 122 betreffend die Beschäftigungspolitik 


angenommen. 

Die Bundesregierung ist nach Artikel 19 Abs. 5 (b), 6 (b) und 
7 (b) der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation 
(Bundesgesetzbl. 1957 II S. 317) verpflichtet, spätestens inner- 
halb einer Frist von 18 Monaten nach Abschluß der 48. Tagung 
die oben genannten Übereinkommen und Empfehlungen dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat vorzulegen. 

Anbei übersende ich daher den von der deutsch-österreichisch- 
schweizerischen Übersetzungskonferenz beschlossenen Wort- 
laut der Übereinkommen 120, 121 und 122 sowie der Empfeh- 
lungen 120, 121 und 122 nebst Stellungnahmen der Bundesregie- 
rung hierzu. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 120 


Übereinkommen über den Gesundheitsschutz 
im Handel und in Büros 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
17. Juni 1964 zu ihrer achtundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend den Gesundheitsschutz im Handel 
und in Büros, eine Frage, die den vierten Gegen- 
stand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß einige dieser Anträge die 
Form eines internationalen Übereinkommens erhal- 
ten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 8. Juli 1964, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über den Gesundheitsschutz (Handel und Büros), 
1964, bezeichnet wird. 


TEIL I 

Verpflichtungen der Parteien 

Artikel 1 

Dieses Übereinkommen gilt für 

a) Handelsbetriebe; 

b) Betriebe, Einrichtungen und Verwaltungen, in 
denen die Arbeitnehmer hauptsächlich mit Büro- 
arbeit beschäftigt sind; 

c) alle Abteilungen anderer Betriebe, Einrichtungen 
und Verwaltungen, in denen die Arbeitnehmer 
hauptsächlich mit kaufmännischen oder Büroar- 
beiten beschäftigt sind, soweit diese Abteilungen 
nicht der innerstaatlichen Gesetzgebung oder an- 
deren Regelungen betreffend den Gesundheits- 
schutz im Gewerbe, im Bergbau, im Transport- 
wesen oder in der Landwirtschaft unterliegen. 

Artikel 2 

Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der 
unmittelbar beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände, soweit solche bestehen, ausdrück- 
lich bezeichnete Gruppen der in Artikel 1 erwähnten 


Betriebe, Einrichtungen, Verwaltungen oder Abtei- 
lungen von der Anwendung aller oder einiger der 
Bestimmungen dieses Übereinkommens ausschlie- 
ßen, wenn es infolge der Umstände und der Beschäf- 
tigungsbedingungen nicht angebracht wäre, alle oder 
einige dieser Bestimmungen anzuwenden. 


Artikel 3 

In allen Fällen, in denen Unklarheit darüber 
besteht, ob die Bestimmungen dieses Übereinkom- 
mens aüf einen Betrieb, eine Einrichtung oder Ver- 
waltung Anwendung finden, ist die Frage entweder 
von der zuständigen Stelle nach Anhörung der maß- 
gebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
inerverbände, soweit solche bestehen, oder auf 
irgendeine andere Weise zu entscheiden, die mit der 
Gesetzgebung und Praxis des betreffenden Landes 
im Einklang steht. 


Artikel 4 

Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen rati- 
fiziert, verpflichtet sich, 

a) eine Gesetzgebung zu erlassen und in Kraft zu 
belassen, welche die Anwendung der in Teil II 
enthaltenen allgemeinen Grundsätze gewährlei- 
stet, und 

b) zu gewährleisten, daß die Bestimmungen der 
Empfehlung betreffend den Gesundheitsschutz 
(Handel und Büros), 1964, oder gleichwertige Be- 
stimmungen durchgeführt werden, soweit dies 
im Hinblick auf die innerstaatlichen Verhältnisse 
möglich und wünschenswert ist. 


Artikel 5 

Die Gesetzgebung zur Durchführung der Bestim- 
mungen dieses Übereinkommens ist nach Anhörung 
der maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmerverbände, soweit solche bestehen, auszu- 
arbeiten; das gleiche gilt für die Gesetzgebung, 
welche die Bestimmungen der Empfehlung betreffend 
den Gesundheitsschutz (Handel und Büros), 1964, 
oder gleichwertige Bestimmungen durchführen soll, 
soweit dies im Hinblick auf die innerstaatlichen Ver- 
hältnisse möglich und wünschenswert ist. 
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Artikel 6 

1. Geeignete Maßnahmen sind zu treffen, um 
durch angemessene Aufsicht oder durch sonstige 
Mittel die wirksame Anwendung der in Artikel 5 
erwähnten Gesetzgebung zu gewährleisten. 

2. Sofern die Art der Durchführung dieses Über- 
einkommens es gestattet, ist die wirksame Anwen- 
dung dieser Gesetzgebung durch angemessene 
Zwangsmaßnahmen zu gewährleisten. 


TEIL II 

Allgemeine Grundsätze 

Artikel 7 

Alle von den Arbeitnehmern benutzten Räume 
sowie deren Einrichtung sind in gutem Zustand und 
sauber zu halten. 

Artikel 8 

Alle von den Arbeitnehmern benutzten Räume 
sind durch Zufuhr frischer oder gereinigter Luft auf 
natürlichem oder künstlichem Wege oder auf beider- j 
lei Art in ausreichender und geeigneter Weise zu 
lüften. ' 

A r t i k e 1 9 j 

Alle von den Arbeitnehmern benutzten Räume 
sind in ausreichender und geeigneter Weise zu be- 
leuchten; Arbeitsräume sind soweit wie möglich 
durch natürliches Licht zu beleuchten. 


Artikel 10 

Die Temperatur ist in allen von den Arbeitneh- 
mern benutzten Räumen so angenehm und beständig 
zu halten, wie die Umstände es gestatten. 

Artikel 11 

Alle Arbeitsräume und Arbeitsplätze sind so zu 
gestalten, daß die Gesundheit der Arbeitnehmer 
keinen schädlichen Wirkungen ausgesetzt ist. 


Artikel 12 

Den Arbeitnehmern ist Trinkwasser oder ein an- 
deres gesundheitlich einwandfreies Getränk in aus- 
reichender Menge zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 13 

Geeignete Waschgelegenheiten und Aborte sind 
in ausreichender Zahl vorzusehen und in gutem Zu- , 
stand zu halten. I 


Artikel 14 

Den Arbeitnehmern sind geeignete Sitzgelegen- 
heiten in ausreichender Zahl zur Verfügung zu 
stellen; die Arbeitnehmer müssen in vertretbarem 
Maßt' die Möglichkeit haben, diese zu benutzen. 

Artikel 15 

Geeignete Einrichtungen sind vorzusehen und in 
gutem Zustand zu halten, damit die Arbeitnehmer 
die bei der Arbeit nicht getragenen Kleider wech- 
seln, ablegen und trocknen können. 

Artikel 16 

Unterirdische und fensterlose Räume, in denen 
normalerweise gearbeitet wird, haben entsprechen- 
den Normen des Gesundheitsschutzes zu genügen. 

Artikel 17 

Die Arbeitnehmer sind durch geeignete und durch- 
führbare Maßnahmen gegen belästigende, gesund- 
heitsschädliche oder giftige oder aus irgendeinem 
Grund gefährliche Stoffe und Verfahren zu schützen. 
Sofern die Art der Arbeit es erfordert, hat die zu- 
ständige Stelle die Verwendung persönlicher Sduitz- 
aiisrüstungen vorzuschreiben. 

Artikel 18 

Lärm und Erschütterungen, die schädliche Wir- 
kungen für die Arbeitnehmer haben können, sind 
durch geeignete und durchführbare Maßnahmen so- 
weit wie möglich zu vermindern. 

Artikel 19 

In allen Betrieben, Einrichtungen, Verwaltungen 
oder Abteilungen, auf welche dieses Übereinkom- 
men Anwendung findet, müssen je nach ihrer Größe 
und den möglicherweise auftretenden Gefahren vor- 
handen sein; 

a) ein eigenes Krankenzimmer oder eine Stelle für 
Erste Hilfe oder 

b) ein von mehreren Betrieben, Einrichtungen, Ver- 
waltungen oder Abteilungen gemeinsam unter- 
haltenes Krankenzimmer oder eine Stelle für 
Erste Hilfe oder 

c) ein oder mehrere Schränke oder Kästen oder 
eine oder mehrere Taschen für Erste Hilfe. 

TEIL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 20 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 
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A r t i k e 1 21 | 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen ! 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, | 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- [ 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate, nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

j 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 22 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal j 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen, j 
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre 
Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

Artikel 23 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam ma- 
chen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 


Artikel 24 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 25 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der All- 
gemeinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu erstatten und 
zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 26 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen; 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 22, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuge- 
faßten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 27 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zum Übereinkommen 120 


Das Übereinkommen soll den Gesundheitsschutz 
derjenigen Arbeitnehmer verbessern, die haupt- 
sächlich mit kaufmännischen Arbeiten oder Büro- 
arbeiten beschäftigt sind. Der Geltungsbereich des 
Übereinkommens erstreckt sich, wie aus seinem 
Teil I zu entnehmen ist, auf Handelsbetriebe und 
sonstige Betriebe, Einrichtungen und Verwaltungen, 
in denen die Arbeitnehmer hauptsächlich Büroarbeit 
verrichten sowie auf Abteilungen von Betrieben, 
Einrichtungen und Verwaltungen, in denen die Ar- 
beitnehmer in erster Linie mit solchen Arbeiten be- 
schäftigt sind. Die Mitgliedstaaten der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation übernehmen mit der 
Ratifikation des Übereinkommens die Verpflichtung, 
ihre innerstaatliche Gesetzgebung mit den Grund- 
sätzen in Einklang zu halten, die in dem Teil II des 
Übereinkommens niedergelegt sind, und darüber 
hinaus die Bestimmungen einer das Übereinkommen 
ergänzenden Empfehlung insoweit anzuwenden, als 
dies im Hinblick auf die innerstaatlichen Verhält- 
nisse möglich und wünschenswert ist. In den er- 
wähnten Grundsätzen des Teiles II des Übereinkom- 
mens werden allgemeine Anforderungen an den 
Arbeitsschutz gestellt wie Sauberhaltung, ausrei- 
chende Belüftung and Beleuchtung der Arbeits- 
räume, Bereithaltung geeigneter Sitz-, Trink- und 
Waschgelegenheiten, von Aborten und Einrichtun- 
gen für die Erste Hilfe sowie Schutz vor gesund- 
heitsschädlichen, giftigen oder sonst gefährlichen 
Stoffen. Der Teil III des Übereinkommens enthält 
Schlußbestimmungen, die in allen Übereinkommen 
der Internationalen Arbeitsorganisation gleich- 
lauten. 

Das deutsche Arbeitsschutzrecht entspricht weitge- 
hend den Anforderungen des Übereinkommens. Für 
den Gesundheitsschutz der kaufmännischen Ange- 
stellten und Lehrlinge bestimmt § 62 Abs. 1 des Han- 
delsgesetzbuches, daß die Arbeitsräume und die Ar- 
beitsgeräte so beschaffen sein müssen und der Ge- 
schäftsbetrieb in einer Weise geregelt sein muß, daß 
die Handlungsgehilfen gegen eine Gefährdung ihrer 
Gesundheit so weit geschützt sind, wie es die Natur 
des Betriebes erlaubt, und Sitte und Anstand ge- 
wahrt werden. § 139 g der Gewerbeordnung ermäch- 
tigt die zuständige Behörde, in einzelnen Betrieben 
diejenigen Maßnahmen anzuordnen, die geboten 
sind, damit den Verpflichtungen des Arbeitgebers 
nach § 62 Abs. 1 des Handelsgesetzbuches genügt 


wird. Für Arbeitnehmer, die nicht kaufmännisch 
tätig sind, enthalten die §§ 120 a und 120 b der 
Gewerbeordnung, für andere Gruppen von Arbeit- 
nehmern der § 1 a des Mutterschutzgesetzes (in der 
Fassung des Anderungsgesetzes zum Mutterschutz- 
gesetz und zu der Reichsversicherungsordnung vom 
24. August 1965) sowie der § 40 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes ähnliche Ermächtigungen für die zu- 
ständige Behörde, um die Anforderungen des Ge- 
sundheitsschutzes im Einzelfall durchzusetzen. Es 
gibt außerdem zahlreiche ünfallverhütungsvorschrif- 
ten, insbesondere die „Allgemeinen Vorschriften“, 
in denen allgemeine Anforderungen an den Arbeits- 
schutz gestellt werden, die zum Teil sinngemäß den 
Grundsätzen des Übereinkommens entsprechen. Die 
Berufsgenossenschaften haben nach § 771 Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung die ünternehmen anzu- 
halten, um Einrichtungen für Erste Hilfe, wie sie in 
dem Artikel 19 des Übereinkommens gefordert wer- 
den, bereitzuhalten. Sie haben bereits ünfallverhü- 
tungsvorschriften über Erste Hilfe erlassen. Das 
deutsche Recht stimmt demnach sowohl mit den 
allgemeinen Grundsätzen des Übereinkommens wie 
auch mit dessen Vorschrift über die Erste Hilfe 
überein. 

Bei dieser Übereinstimmung darf aber nicht über- 
sehen werden, daß der Geltungsbereich des Über- 
einkommens auch die „Verwaltungen“ umfaßt und 
daß die angeführten gesetzlichen Bestimmungen und 
ünfallverhütungsvorschriften für diese nicht gelten. 
Wenn hier allerdings der Bund, ein Land, eine Ge- 
meinde oder die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung Träger der ün- 
fallversicherung ist, so müssen nach Maßgabe des 
§ 767 Abs. 2 Nr. 5 der Reichsversicherungsordnung 
auch in diesem Bereich die ünfallverhütungsvor- 
vorschriften der Berufsgenossenschaften berücksich- 
tigt werden. Für die Gemeinden gelten außerdem 
die von Gemeindeunfallversicherungsverbänden er- 
lassenen ünfallverhütungsvorschriften, sofern die 
Gemeinde einem solchem Verband angehört. Ob 
aber hierdurch die sich aus dem Übereinkommen 
ergebenden Verpflichtungen in Ansehung der Be- 
schäftigten in den Verwaltungen voll erfüllt werden, 
ist zweifelhaft. Die Ratifizierung des Übereinkom- 
mens muß unter diesen ümständen zurückgestellt 
werden, bis geklärt ist, ob die wenigen die Ver- 
waltungen auf diesem Gebiet betreffenden Vor- 
schriften dafür ausreichen. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 121 


Übereinkommen über Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
17. Juni 1964 zu ihrer achtundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten, eine Frage, die den fünften Ge- 
genstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 8. Juli 1964, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über Leistungen bei Arbeitsunfällen und Be- 
rufskrankheiten, 1964, bezeichnet wird. 


Artikel 1 

In diesem Übereinkommen 

a) umfaßt der Ausdruck „Gesetzgebung” alle Ge- 
setze und Verordnungen sowie die satzungs- 
mäßigen Bestimmungen auf dem Gebiet der So- 
zialen Sicherheit; 

b) bedeutet der Ausdruck „vorgeschrieben” von 
oder auf Grund der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung bestimmt; 

c) umfaßt der Ausdruck „gewerbliche Betriebe” alle 
Betriebe in folgenden Wirtschaftszweigen: Indu- 
strie zur Gewinnung von Rohstoffen; verarbei- 
tende Industrien: Baugewerbe und Öffentliche 
Arbeiten; Elektrizität, Gas, Wasser und sanitäre 
Anlagen; Transportwesen, Lagerung und Ver- 
kehrswesen; 

d) bezieht sich der Ausdruck „unterhaltsberechtigt" 
auf die in vorgeschriebenen Fällen als gegeben 
angenommene ünterhaltsberechtigung ; 

e) bezeichnet der Ausdruck „unterhaltsberechtigtes 
Kind" 

i) ein Kind unter dem Alter, in dem die Schul- 
pflicht endet, oder ein Kind unter fünfzehn 
Jahren, wobei die höhere Altersgrenze in 
Betracht zu ziehen ist, und 


ii) unter vorgeschriebenen Bedingungen ein Kind 
unter einer vorgeschriebenen Altersgrenze, 
die höher als die in ünterabsatz i) angege- 
bene ist, sofern dieses Kind Lehrling oder 
Student ist oder infolge einer chronischen 
Krankheit oder Behinderung erwerbsunfähig 
ist; diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn die 
innerstaatliche Gesetzgebung diesen Aus- 
druck so bestimmt, daß er alle Kinder unter 
einer Altersgrenze einbezieht, die erheblich 
höher ist als die in Unterabsatz i) angegebene. 


Artikel 2 

1. Ein Mitglied, dessen Entwicklung auf wirt- 
schaftlichem und medizinischem Gebiet noch un- 
genügend ist, kann durch eine seiner Ratifikation 
beigefügte begründete Erklärung die in den folgen- 
den Artikeln vorgesehenen zeitweiligen Ausnahmen 
für sich in Anspruch nehmen: Artikel 5, Artikel 9 
Absatz 3 Unterabsatz b), Artikel 12, Artikel 15 Ab- 
satz 2 und Artikel 18 Absatz 3. 

2. Jedes Mitglied, das eine Erklärung nach Ab- 
satz 1 dieses Artikels abgegeben hat, hat in seinen 
nach Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation vorzulegenden Berichten über 
die Durchführung dieses Übereinkommens in bezug 
auf jede von ihm in Anspruch genommene Aus- 
nahme anzugeben, 

a) daß die Gründe hierfür weiterbestehen oder 

b) daß es von einem bestimmten Zeitpunkt an dar- 
auf verzichtet, die Ausnahme weiter in Anspruch 
zu nehmen. 

Artikel 3 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, kann durch eine seiner Ratifikations- 
urkunde beigefügte Erklärung vom Geltungsbereich 
des Übereinkommens ausschließen 

a) die Seeleute, einschließlich der Seefischer, 

b) die öffentlichen Bediensteten, 

sofern diese Gruppen durch Sondersysteme ge- 
schützt sind, die im ganzen Leistungen gewähren, 
die den in diesem Übereinkommen vorgesehenen 
mindestens gleichwertig sind. 
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2. Ist eine nach Absatz 1 dieses Artikels abgege- j 
bene Erklärung in Kraft, so kann das betreffende I 
Mitglied die in dieser Erklärung genannten Per- 
sonen von der Zahl der Arbeitnehmer ausschließen, 
die bei der Berechnung des in Artikel 4 Absatz 2 
Unterabsatz d) und in Artikel 5 erwähnten Hundert- 
satzes der Arbeitnehmer zu berücksichtigen sind. 

3. Jedes Mitglied, das eine Erklärung nach Ab- 
satz 1 dieses Artikels abgegeben hat, kann in der 
Folge dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes mitteilen, daß es die Verpflichtungen 
aus diesem Übereinkommen für die bei der Rati- 
fikation ausgeschlossene Gruppe oder Gruppen 
übernimmt. 

Artikel 4 

1. Die innerstaatliche Gesetzgebung über Lei- 
stungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
hat alle Arbeitnehmer (einschließlich der Lehr- 
linge), die im Öffentlichen und privaten Bereich 
einschließlich der Genossenschaften beschäftigt 
sind, sowie bei Tod des Ernährers vorgeschriebene 
Gruppen von Leistungsempfängern zu schützen. 

2. Jedes Mitglied kann die ihm erforderlich er- 
scheinenden Ausnahmen treffen in bezug auf 

a) Personen, die zu gelegentlichen und dem Be- 

triebszweck fremden Arbeiten verwendet wer- | 
den; I 

b) Heimarbeiter; j 

c) Familienangehörige des Arbeitgebers, die in sei- | 
nem Haushalt leben, in bezug auf die für ihn 
verrichtete Arbeit; 

d) andere Gruppen von Arbeitnehmern, deren Zahl 
10 vom Hundert der Gesamtzahl aller Arbeit- 
nehmer, die nicht nach den Unterabsätzen a) 
bis c) ausgeschlossen sind, nicht übersteigen 
darf. 

Artikel 5 

Ist eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung in 
Kraft, so kann die Anwendung der innerstaatlichen 
Gesetzgebung über Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten auf vorgeschriebene Grup- 
pen von Arbeitnehmern, deren Gesamtzahl minde- 
stens 75 vom Hundert aller Arbeitnehmer in ge- 
werblichen Betrieben ausmachen muß, und bei Tod 
des Ernährers auf vorgeschriebene Gruppen von 
Leistimgsempfängern beschränkt werden. 

Artikel 6 

j 

Die gedeckten Fälle haben, wenn sie auf einem 
Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit beruhen, ! 
folgendes zu umfassen: | 

a) Krankheitszustand; j 

b) Arbeitsunfähigkeit, die sich aus einem Krank- 
heitszustand ergibt und Verdienstausfall zur 
Folge hat, gemäß der in der innerstaatlichen 
Gesetzgebung enthaltenen Begriffsbestimmung; | 

c) völligen Verlust der Erwerbsfähigkeit oder teil- ; 
weisen Verlust der Erwerbsfähigkeit über einen i 


vorgeschriebenen Grad hinaus, wenn dieser 
völlige oder teilweise Verlust voraussichtlich 
dauernd ist, oder entsprechende Minderung der 
körperlichen Leistungsfähigkeit; 

d) Verlust der Unterhaltsmittel, den vorgeschrie- 
bene Gruppen von Leistungsempfängern durch 
den Tod des Ernährers erleiden. 


Artikel 7 

1. Jedes Mitglied hat eine Begriffsbestimmung 
des „Arbeitsunfalls" vorzuschreiben, die auch an- 
gibt, unter welchen Bedingungen ein Unfall auf dem 
Arbeitsweg als Arbeitsunfall gilt, und diese Be- 
griffsbestimmung in seinen nach Artikel 22 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation 
vorzulegenden Berichten über die Durchführung die- 
ses Übereinkommens anzugeben. 

2. Werden Unfälle auf dem Arbeitsweg von an- 
deren Systemen der Sozialen Sicherheit erfaßt als 
solchen, die Leistungen bei Arbeitsanfällen gewäh- 
ren, und gewähren diese Systeme bei Unfällen auf 
dem Arbeitsweg Leistungen, die in ihrer Gesamtheit 
den in diesem Übereinkommen vorgesehenen Lei- 
stungen mindestens gleichwertig sind, so braucht in 
der Begriffsbestimmung des „Arbeitsanfalls" auf- 
Unfälle auf dem Arbeitsweg nicht Bezug genommen 
zu werden. 


Artikel 8 
Jedes Mitglied hat 

a) in seiner Gesetzgebung eine Liste von Krank- 
heiten aufzustellen, die unter vorgeschriebenen 
Bedingungen als Berufskrankheiten gelten, wo- 
bei diese Liste mindestens die in Tabelle I zu 
diesem Übereinkommen aufgezählten Krank- 
heiten umfassen muß; oder 

b) in seine Gesetzgebung eine allgemeine Begriffs- 
bestimmung der Berufskrankheiten aufzunehmen, 
die umfassend genug ist, um mindestens die in 
Tabelle I zu diesem Übereinkommen aufgezähl- 
ten Krankheiten zu decken; oder 

c) in seiner Gesetzgebung eine Liste von Krank- 
heiten gemäß Unterabsatz a) aufzustellen, die 
durch eine allgemeine Begriffsbestimmung der 
Berufskrankheiten oder durch andere Bestim- 
mungen ergänzt wird, die es erlauben, den be- 
rufsbedingten Ursprung von Krankheiten festzu- 
stellen, die nicht in der Liste enthalten sind oder 
unter anderen als den vorgeschriebenen Bedin- 
gungen auftreten. 

Artikel 9 

1. Jedes Mitglied hat nach vorgeschriebenen 

Bedingungen den geschützten Personen die Gewäh- 
rung folgender Leistungen zu sichern: 

a) ärztliche Betreuung und damit zusammen- 
hängende Leistungen bei Krankheitszustand; 

b) Barleistungen in den in Artikel 6 Unterabsatz b), 

c) und d) angeführten Fällen. 
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2. Die Leistungsberechtigung darf nicht von der 
Beschäftigungszeit, der Versicherungszeit oder der 
Beitragszahlung abhängig gemacht werden, doch 
kann bei Berufskrankheiten vorgeschrieben werden, 
daß der Verletzte der Gefahr während einer be- 
stimmten Dauer ausgesetzt war. 

3. Die Leistungen sind während der ganzen 
Dauer des Falles zu gewähren. Bei Arbeitsunfähig- 
keit braucht jedoch die Barleistung für die ersten 
drei Tage nicht gezahlt zu werden, 

a) wenn die innerstaatliche Gesetzgebung im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Übereinkom- 
mens eine Karenzzeit vorsieht, mit der Auf- 
lage, daß das Mitglied in seinen nach Artikel 22 
der Verfassung der Internationalen Arbeits- 
organisation vorzulegenden Berichten über die 
Durchführung dieses Übereinkommens angibt, 
daß die Gründe, aus denen es diese Bestimmung 
in Anspruch nimmt, fortbestehen; 

b) wenn eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung 
in Kraft ist. 

Artikel 10 

1. Die ärztliche Betreuung und die damit zusam- 
menhängenden Leistungen bei Krankheitszustand 
haben zu umfassen; 

a) Betreuung durch praktische Ärzte und durch 
Fachärzte in Form von stationärer oder ambulan- 
ter Behandlung, einschließlich der Hausbesuche; 

b) Zahnbehandlung; 

c) Betreuung durch Pflegepersonal zu Hause oder 
in einem Krankenhaus oder einer anderen Pfle- 
gestätte; 

d) Unterbringung in einem Krankenhaus, einem 
Erholungsheim, einer Heilanstalt oder einer an- 
deren Pflegestätte; 

e) zahnärztliche, pharmazeutische und andere ärzt- 
liche oder chirurgische Heil- und Hilfsmittel, ein- 
schließlich der Körperersatzstücke und ihrer In- 
standhaltung und allenfalls notwendigen Erneue- 
rung, sowie Brillen; 

f) Betreuung durch Angehörige anderer Berufe, 
deren Verbundenheit mit dem ärztlichen Beruf 
gesetzlich anerkannt ist, unter der Überwachung 
eines Arztes oder Zahnarztes; 

g) soweit möglich, die folgende Behandlung in der 
Arbeitsstätte: 

i) Notbehandlung bei schweren Unfällen; 

ii) Nachbehandlung Leichtverletzter, deren Ver- 
letzung nicht zu einer Arbeitsunterbrechung 
führt. 

2. Die nach Absatz 1 dieses Artikels gewährten 
Leistungen haben darauf abzuzielen, die Gesundheit 
der verletzten Personen sowie deren Arbeitsfähig- 
keit und Fähigkeit zur Besorgung ihrer persönlichen 
Angelegenheiten mit allen geeigneten Mitteln zu er- 
halten, wiederherzustellen oder, wenn dies nicht 
möglich ist, zu bessern. 


Artikel 11 

1. Jedes Mitglied, das die ärztliche Betreuung 
und die damit zusammenhängenden Leistungen 
durch ein allgemeines System des Gesundheits- 
schutzes oder ein alle Arbeitnehmer einbeziehendes 
System für ärztliche Betreuung gewährt, kann in 
seiner Gesetzgebung vorsehen, daß diese Betreuung 
Personen, die Arbeitsunfälle erlitten oder sich Be- 
rufskrankheiten zugezogen haben, unter den glei- 
chen Bedingungen zu gewähren ist wie anderen 
Leistungsberechtigten, sofern die diesbezüglichen 
Vorschriften so gefaßt sind, daß Härten vermieden 
werden. 

2. Jedes Mitglied, das die ärztliche Betreuung 
und die damit zusammenhängenden Leistungen in 
Form einer Vergütung der Ausgaben gewährt, kann 
in seiner Gesetzgebung besondere Vorschriften für 
Fälle erlassen, in denen das Ausmaß, die Dauer 
oder die Kosten dieser Betreuung zumutbare Gren- 
zen überschreiten, sofern diese Vorschriften mit dem 
in Artikel 10 Absatz 2 angegebenen Zweck verein- 
bar und so gefaßt sind, daß Härten vermieden 
werden. 

Artikel 12 

Ist eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung in 
Kraft, so haben die ärztliche Betreuung und die da- 
mit zusammenhängenden Leistungen mindestens zu 
umfassen: 

a) Betreuung durch praktische Ärzte einschließlich 
der Hausbesuche; 

b) Betreuung durch Fachärzte in Krankenhäusern 
in Form von stationärer oder ambulanter Be- 
handlung und Betreuung durch Fachärzte, soweit 
sie außerhalb der Krankenhäuser gewährt wer- 
den kann; 

c) Gewährung der hauptsächlichen Arzneien und 
Heilmittel auf Grund der Verordnung eines 
Arztes oder einer anderen zur Behandlung zu- 
gelassenen Person; 

d) Krankenhauspflege, wenn erforderlich; und 

e) soweit möglich, bei Arbeitsunfällen Notbehand- 
lung in der Arbeitsstätte. 

Artikel 13 

Die Barleistung bei vorübergehender oder begin- 
nender Arbeitsunfähigkeit hat in einer regelmäßig 
wiederkehrenden Zahlung zu bestehen, die ent- 
weder nach Artikel 19 oder nach Artikel 20 berech- 
net wird. 

Artikel 14 

1. Die Barleistungen bei voraussichtlich dauern- 
dem Verlust der Erwerbsfähigkeit oder entsprechen- 
der Minderung der körperlichen Leistungsfähigkeit 
sind in allen Fällen zu zahlen, in denen der Verlust 
oder die Minderung einen vorgeschriebenen Grad 
überschreitet und nach Ablauf der Zeit fortbesteht, 
während der Leistungen nach Artikel 13 zu gewäh- 
ren sind. 
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2. Bei völligem und voraussichtlich dauerndem 
Verlust der Erwerbsfähigkeit oder entsprechender 
Minderung der körperlichen Leistungsfähigkeit hat 
die Leistung in einer regelmäßig wiederkehrenden 
Zahlung zu bestehen, die entweder nach Artikel 19 
oder nach Artikel 20 berechnet wird. 

3. Bei erheblichem teilweisem und voraussicht- 
lich dauerndem Verlust der Erwerbsfähigkeit, der 
einen vorgeschriebenen Grad überschreitet, oder bei 
entsprechender Minderung der körperlichen Lei- 
stungsfähigkeit hat die Leistung in einer regelmäßig 
wiederkehrenden Zahlung zu bestehen, die in 
einem angemessenen Verhältnis zu der in Absatz 2 
dieses Artikels vorgesehenen Leistung steht. 

4. Bei teilweisem und voraussichtlich dauerndem 
Verlust der Erwerbsfähigkeit, der nicht erheblich ist, 
aber den in Absatz 1 dieses Artikels erwähnten 
vorgeschriebenen Grad überschreitet, oder bei ent- 
sprechender Minderung der körperlichen Leistungs- 
fähigkeit kann die Barleistung in einer einmaligen 
Abfindung bestehen. 

5. Die Grade des Verlustes der Erwerbsfähigkeit 
oder der entsprechenden Minderung der körper- 
lichen Leistungsfähigkeit, auf die in den Absätzen 1 
und 3 dieses Artikels Bezug genommen wird, sind 
von der innerstaatlichen Gesetzgebung so vorzu- 
schreiben, daß Härten vermieden werden. 

Artikel 15 

1. Unter außergewöhnlichen Umständen und mit 
Zustimmung des Verletzten kann die in Artikel 14 
Absatz 2 und 3 vorgesehene regelmäßig wieder- 
kehrende Zahlung ganz oder teilweise in eine ein- 
malige Abfindung umgewandelt werden, die dem 
versicherungsmathematischen Gegenwert der wie- 
derkehrenden Zahlung entspricht, wenn die zustän- 
dige Stelle Grund zur Annahme hat, daß eine solche 
Abfindung in einer für den Verletzten besonders 
vorteilhaften Weise verwendet wird. 

2. Ist eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung 
in Kraft und glaubt das Mitglied nicht über die not- 
wendigen Verwaltungseinrichtungen für regelmäßig 
wiederkehrende Zahlungen zu verfügen, so kann die 
in Artikel 14 Absatz 2 und 3 vorgesehene regelmäßig 
wiederkehrende Zahlung in eine einmalige Abfin- 
dung umgewandelt werden, die dem nach den ver- 
fügbaren Unterlagen berechneten versicherungs- 
mathematischen Gegenwert der wiederkehrenden 
Zahlung entspricht. 

Artikel 16 

Verletzten, die ständig fremder Hilfe oder Be- 
treuung bedürfen, sind, je nachdem was vorgeschrie- 
ben ist, Erhöhungen der regelmäßig wiederkehren- 
den Zahlungen oder andere zusätzliche oder beson- 
dere Leistungen zu gewähren. 

Artikel 17 

Die innerstaatliche Gesetzgebung hat die Bedin- 
gungen vorzuschreiben, unter denen die regelmäßig 


wiederkehrenden Zahlungen bei Verlust der Er- 
werbsfähigkeit oder entsprechender Minderung der 
körperlichen Leistungsfähigkeit nach Maßgabe einer 
etwaigen Änderung in dem Grad des Verlustes oder 
der Minderung neu festgestellt, zum Ruhen gebracht 
oder entzogen werden. 

Artikel 18 

1. Die Barleistung bei Tod des Ernährers hat in 
einer regelmäßig wiederkehrenden, entweder nach 
Artikel 19 oder nach Artikel 20 berechneten Zahlung 
an die Witwe, wie von der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung vorgeschrieben, den erwerbsunfähigen und 
unterhaltsberechtigten Witwer, die unterhaltsberech- 
tigten Kinder des Verstorbenen und andere Per- 
sonen, die vorgeschrieben werden können, zu be- 
stehen. Eine Leistung an den erwerbsunfähigen und 
unterhaltsberechtigten Witwer braucht jedoch nicht 
gewährt zu werden, wenn die Barleistungen an 
andere Hinterbliebene erheblich höher sind als die 
in diesem Übereinkommen vorgeschriebenen Bar- 
leistungen und wenn andere Systeme der Sozialen 
Sicherheit als die Systeme für Leistungen bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten Witwern 
Leistungen gewähren, welche erheblich höher sind 
als die im Übereinkommen über Soziale Sicherheit 
(Mindestnormen), 1952, vorgesehenen Leistungen 
bei Invalidität. 

2. Außerdem ist ein Sterbegeld nach einem vor- 
geschriebenen Satz zu zahlen, der nicht unter den 
üblichen Kosten einer Bestattung liegen darf; sind 
die Barleistungen an Hinterbliebene erheblich höher 
als die in diesem Übereinkommen vorgesehenen, so 
kann jedoch der Anspruch auf Sterbegeld von vor- 
geschriebenen Bedingungen abhängig gemacht wer- 
den. 

3. Ist eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung 
in Kraft und glaubt das Mitglied nicht über die not- 
wendigen Verwaltungseinrichtungen für regelmäßig 
wiederkehrende Zahlungen zu verfügen, so kann 
die in Absatz 1 dieses Artikels vorgesehene regel- 
mäßig wiederkehrende Zahlung in eine einmalige 
Abfindung umgewandelt werden, die dem nach den 
verfügbaren Unterlagen berechneten versicherungs- 
mathematischen Gegenwert der wiederkehrenden 
Zahlung entspricht. 

Artikel 19 

1. Bei einer regelmäßig wiederkehrenden Zah- 
lung, auf welche dieser Artikel Anwendung findet, 
ist der Leistungsbetrag, erhöht um den Betrag der 
während der Dauer des Falls zu zahlenden Familien- 
zulagen, wie folgt zu bemessen: Er hat für den be- 
treffenden Fall und den in der Tabelle II zu diesem 
Übereinkommen bezeichneten Typus des Leistungs- 
empfängers mindestens den in dieser Tabelle vor- 
gesehenen Hundertsatz der Gesamtsumme aus dem 
früheren Verdienst des Leistungsempfängers oder 
seines Ernährers und den Betrag der Familien- 
zulagen zu erreichen, die einer geschützten Person 
mit gleichen Familienlasten, wie sie der Typus des 
Leistungsempfängers hat, zu zahlen sind. 
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2. Der frühere Verdienst des Leistungsempfän- 
gers oder seines Ernährers ist nach vorgeschriebener 
Regelung zu berechnen; sind die geschützten Per- 
sonen oder ihre Ernährer in Verdienstklassen ein- 
geteilt, so kann der frühere Verdienst nach den 
Grundveidiensten der Klassen, zu denen sie ge- 
hörten, berechnet werden. 

3. Für den Leistungsbetrag oder für den bei der 
Berechnung dieses Betrages zugrunde gelegten Ver- 
dienst kann eine Höchstgrenze vorgeschrieben wer- 
den, vorausgesetzt, daß dabei den Bestimmungen 
von Absatz 1 dieses Artikels entsprochen wird, 
wenn der frühere Verdienst des Leistungsempfän- 
gers oder seines Ernährers nicht höher ist als der 
Lohn eines gelernten männlichen Arbeiters. 

4. Der frühere Verdienst des Leistungsempfän- 
gers oder seines Ernährers, der Lohn des gelernten 
männlichien Arbeiters, die Leistung und die Fami- 
lienzulagen sind auf derselben zeitlichen Grundlage 
zu berechnen. 

5. Für die übrigen Leistungsempfänger hat die 
Leistung in einem angemessenen Verhältnis zu der 
des Typus des Leistungsempfängers zu stehen. 

6. Im Sinne dieses Artikels hat als gelernter 
männlicher Arbeiter zu gelten 

a) ein Einrichter oder Dreher in der Maschinenbau- 
industrie mit Ausnahme der Elektromaschinen- 
industrie oder 

b) der Typus des gelernten Arbeiters nach den Be- 
stimmungen des nachstehenden Absatzes oder 

c) eine Person, deren Verdienst nicht niedriger ist 
als der Verdienst von 75 vom Hundert aller ge- 
schützten Personen, wobei dieser Verdienst auf 
der Grundlage jährlicher oder kürzerer Zeit- 
spannen ermittelt wird, je nachdem was vor- 
geschrieben ist, oder 

d) eine Person, deren Verdienst ebenso hoch ist 
wie 125 vom Hundert des Durchschnittsverdien- 
stes aller geschützten Personen. 

7. Als Typus des gelernten Arbeiters im Sinne 
von b) des vorstehenden Absatzes hat eine Person 
zu gelten, die in der Hauptgruppe mit der größten 
Zahl für den betreffenden Fall geschützter, erwerbs- 
tätiger männlicher Personen oder von Ernährern der 
geschützten Personen innerhalb der Abteilung tätig 
ist, die ihrerseits die größte Zahl solcher Personen 
oder Ernährer umfaßt; hierfür wird die Internatio- 
nale Systematik der wirtschaftlichen Tätigkeiten zu- 
grunde gelegt, die vom Wirtschafts- und Sozialrat 
der Organisation der Vereinten Nationen auf seiner ! 
siebenten Tagung am 27. August 1948 angenommen j 
wurde und im Anhang zu diesem Übereinkommen 
in ihrer revidierten Fassung wiedergegeben ist, 
unter Berücksichtigung aller späteren Änderungen. 

8. Haben die Leistungen eine nach Gebieten 
unterschiedliche Höhe, so kann der gelernte männ- 
liche Arbeiter nach den Bestimmungen der Ab- 
Sätze 6 und 7 dieses Artikels für jedes Gebiet be- 
stimmt werden. 


9. Der Lohn des gelernten männlichen Arbeiters 
ist auf der Grundlage der Lohnsätze für die durch 
Gesamtarbeitsverträge oder gegebenenfalls von 
oder auf Grund der innerstaatlichen Gesetzgebung 
oder durch Gewohnheit festgelegte normale Arbeits- 
zeit zu ermitteln unter Einbeziehung etwaiger Teue- 
rungszulagen; haben diese Lohnsätze eine nach Ge- 
bieten unterschiedliche Höhe und findet Absatz 8 
dieses Artikels keine Anwendung, so ist der mittlere 
Lohn zugrunde zu legen. 

10. Keine regelmäßig wiederkehrende Zahlung 
darf geringer sein als der vorgeschriebene Mindest- 
betrag. 

Artikel 20 

1. Bei einer regelmäßig wiederkehrenden Zah- 
lung, auf welche dieser Artikel Anwendung findet, 
ist der Leistungsbetrag, erhöht um den Betrag der 
während der Dauer des Falls zu zahlenden Fami- 
lienzulagen, wie folgt zu bemessen: Er hat für den 
betreffenden Fall und den in der Tabelle II zu die- 
sem Übereinkommen bezeichneten Typus des Lei- 
stungsempfängers mindestens den in dieser Tabelle 
vorgesehenen Hundertsatz der Gesamtsumme aus 
dem Lohn eines gewöhnlichen erwachsenen männ- 
lichen ungelernten Arbeiters und dem Betrag der 
Familienzulagen zu erreichen, die einer geschützten 

^ Person mit gleichen Familienlasten, wie sie der 
I Typus des Leistungsempfängers hat, zu zahlen sind. 

2. Der Lohn des gewöhnlichen erwachsenen 
männlichen ungelernten Arbeiters, die Leistung und 
die Familienzulagen sind auf derselben zeitlichen 
Grundlage zu berechnen. 

3. Für die übrigen Leistungsempfänger hat die 
Leistung in einem angemessenen Verhältnis zu der 
des Typus des Leistungsempfängers zu stehen. 

4. Im Sinne dieses Artikels hat als gewöhnlicher 
erwachsener männlicher ungelernter Arbeiter zu 
gelten 

a) der Typus des ungelernten Arbeiters in der 
Maschinenbauindustrie mit Ausnahme der Elek- 
tromaschinenindustrie oder 

b) der Typus des ungelernten Arbeiters nach den 
Bestimmungen des nachstehenden Absatzes. 

5. Als Typus des ungelernten Arbeiters im Sinne 
von b) des vorstehenden Absatzes hat eine Person 

I zu gelten, die in der Hauptgruppe mit der größten 
Zahl für den betreffenden Fall geschützter erwerbs- 
tätiger männlicher Personen oder von Ernährern der 
geschützten Personen innerhalb der Abteilung be- 
schäftigt ist, die ihrerseits die größte Zahl solcher 
Personen oder Ernährer umfaßt; hierfür wird die 
Internationale Systematik der wirtschaftlichen Tätig- 
keiten zugrunde gelegt, die vom Wirtschafts- und 
j Sozialrat der Organisation der Vereinten Nationen 
I auf seiner siebenten Tagung am 27. August 1948 
I angenommen wurde und im Anhang zu diesem 
I Übereinkommen in ihrer revidierten Fassung wie- 
I dergegeben ist, unter Berücksichtigung aller späte- 
i ren Änderungen. 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache Y/159 


6. Haben die Leistungen eine nach Gebieten 
unterschiedliche Höhe, so kann der gewöhnliche 
erwachsene männliche ungelernte Arbeiter nach den 
Bestimmungen der Absätze 4 und 5 dieses Artikels 
für jedes Gebiet bestimmt werden. 

7. Der Lohn des gewöhnlichen erwachsenen 
männlichen ungelernten Arbeiters ist auf der Grund- 
lage der Lohnsätze für die durch Gesamtarbeits- 
verträge oder gegebenenfalls von oder auf Grund 
der innerstaatlichen Gesetzgebung oder durch Ge- 
wohnheit festgelegte normale Arbeitszeit zu er- 
mitteln unter Einbeziehung etwaiger Teuerungs- 
zulagen; haben diese Lohnsätze eine nach Gebieten 
unterschiedliche Höhe und findet Absatz 6 dieses 
Artikels keine Anwendung, so ist der mittlere Lohn 
zugrunde zu legen. 

8. Keine regelmäßig wiederkehrende Zahlung 
darf geringer sein als der vorgeschriebene Mindest- 
betrag. 

Artikel 21 

1. Die Beträge der in Artikel 14 Absatz 2 und 3 
und in Artikel 18 Absatz 1 erwähnten laufenden 
regelmäßig wiederkehrenden Zahlungen sind nach 
erheblichen Änderungen in der allgemeinen Ver- 
diensthöhe, die sich aus erheblichen Änderungen in 
den Lebenshaltungskosten ergeben, zu überprüfen. 

2. Jedes Mitglied hat die Ergebnisse dieser 
Überprüfungen in seinen nach Artikel 22 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation 
vorzulegenden Berichten über die Durchführung die- 
ses Übereinkommens mitzuteilen und anzugeben, 
welche Maßnahmen in dieser Hinsicht getroffen 
worden sind. 

Artikel 22 

Eine Leistung, auf die eine geschützte Person in 
Anwendung dieses Übereinkommens Anspruch 
hätte, kann in einem vorgeschriebenen Ausmaß 
ruhen, 

a) solange die betreffende Person sich außerhalb 
des Gebietes des Mitglieds aufhält; 

b) solange der Unterhalt der betreffenden Person 
aus öffentlichen Mitteln oder von einer Einrich- 
tung oder einem Dienst der Sozialen Sicherheit 
bestritten wird; 

c) wenn die betreffende Person durch Betrug ver- 
sucht hat, diese Leistung zu erhalten; 

d) wenn der Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit 
von dem Verletzten durch ein von ihm begange- 
nes Verbrechen oder Vergehen herbeigeführt 
worden ist; 

e) wenn der Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit 
durch die freiwillige Einnahme berauschender 
Mittel oder durch eine grobe und vorsätzliche 
Verfehlung der betreffenden Person herbeige- 
führt worden ist; 

f) wenn die betreffende Person es ohne triftigen 
Grund unterläßt, von der ärztlichen Betreuung 
und den damit zusammenhängenden Leistungen 


oder den ihr zur Verfügung gestellten Einrich- 
tungen für die berufliche Nach- und Umschulung 
Gebrauch zu machen, oder die für die Nach- 
prüfung des Bestehens des Falls oder für das 
Verhalten der Leistungsempfänger vorgeschrie- 
bene Regelung nicht befolgt; und 

g) solange der überlebende Ehegatte in eheähn- 
licher Gemeinschaft mit einer anderen Person 
lebt. 

2. Ein Teil der Barleistungen, die sonst zu zahlen 
gewesen wären, ist jedoch in den vorgesdiriebenen 
Fällen und innerhalb der vorgeschriebenen Grenzen 
an die unterhaltsberechtigten Angehörigen der be- 
treffenden Person zu zahlen. 

Artikel 23 

1. Jedem Antragsteller ist das Recht einzu- 
räumen, ein Rechtsmittel einzulegen, falls die Lei- 
stung abgelehnt oder ihre Art oder ihr Ausmaß 
strittig wird. 

2. Wird bei der Anwendung dieses Übereinkom- 
mens die ärztliche Betreuung von einer einem Par- 
lament verantwortlichen Regierungsstelle durchge- 
führt, so kann an die Stelle des in Absatz 1 dieses 
Artikels vorgesehenen Rechtes auf Einlegung eines 
Rechtsmittels das Recht treten, eine Beschwerde 
über die Ablehnung der ärztlichen Betreuung oder 
die Art der erhaltenen Betreuung der zuständigen 
Stelle zur Prüfung zu unterbreiten. 

3. Werden Ansprüche bei einem zur Behandlung 
von Fragen in bezug auf Leistungen bei Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten oder Fragen der 
Sozialen Sicherheit im allgemeinen gebildeten be- 

I sonderen Gericht geltend gemacht, in dem die ge- 
schützten Personen vertreten sind, so braucht kein 
Recht auf Rechtsmittel eingeräumt zu werden. 

Artikel 24 

1. Wird die Verwaltung nicht von einer nach 
Weisungen der Behörden tätigen Einrichtung oder 
von einer einem Parlament verantwortlichen Regie- 
rungsstelle wahrgenommen, so sind unter den vor- 
geschriebenen Voraussetzungen Vertreter der ge- 
schützten Personen an der Verwaltung zu beteiligen 
oder ihr in beratender Eigenschaft beizuordnen; die 
innerstaatliche Gesetzgebung kann auch die Mitwir- 
kung von Vertretern der Arbeitgeber und der Be- 
hörden vorsehen. 

2. Das Mitglied hat die allgemeine Verantwor- 
tung für die einwandfreie Verwaltung der Einrich- 
tungen oder Dienste zu übernehmen, die bei der 
Durchführung des Übereinkommens mitwirken. 

Artikel 25 

Jedes Mitglied hat die allgemeine Verantwortung 
für die Gewährung der in diesem Übereinkommen 
vorgesehenen Leistungen zu übernehmen und alle 
hierfür erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
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Artikel 26 

1. Jedes Mitglied hat unter vorgeschriebenen 
Bedingungen 

a) Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten zu treffen; 

b) Einrichtungen zur beruflichen Wiedereingliede- 
rung bereitzustellen, die dazu bestimmt sind, den 
Verletzten, wo immer es möglich ist, für die 
Wiederaufnahme seiner früheren Tätigkeit oder, 
wenn dies nicht möglich ist, für eine andere Er- 
werbstätigkeit vorzubereiten, die seiner Eignung 
und seinen Fähigkeiten am besten entspricht; 

c) Maßnahmen zu treffen, um die Vermittlung einer 
geeigneten Beschäftigung für Verletzte zu er- 
leichtern. 

2. Jedes Mitglied hat nach Möglichkeit in seinen 
nach Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation vorzulegenden Berichten über 
die Durchführung dieses Übereinkommens Aus- 
künfte über die Häufigkeit und Schwere von 
Arbeitsunfällen zu geben. 

Artikel 27 

Jedes Mitglied hat innerhalb seines Staatsgebietes 
Ausländern in bezug auf Leistungen bei Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten Gleichbehandlung 
mit seinen eigenen Staatsangehörigen zu gewähren. 

Artikel 28 

1. Dieses Übereinkommen ändert das Überein- 
kommen über die Entschädigung bei Betriebs- 
unfällen (Landwirtschaft), 1921, das Übereinkommen 
über die Entschädigung bei Betriebsunfällen, 1925, 
das Übereinkommen über die Berufskrankheiten, 
1925, und das Abgeänderte Übereinkommen über 
die Berufskrankheiten, 1934. 

2. Die Ratifikation dieses Übereinkommens 
durch ein Mitglied, das das Abgeänderte Überein- 
kommen über die Berufskrankheiten, 1934, ratifiziert 
hat, schließt nach Artikel 8 des genannten Überein- 
kommens ohne weiteres dessen sofortige Kündigung 
in sich, sobald das vorliegende Übereinkommen in 
Kraft getreten ist. Das Inkrafttreten des vorliegen- 
den Übereinkommens schließt jedoch weitere Rati- 
fikationen des genannten Übereinkommens nicht 
aus. 

Artikel 29 

Nach Artikel 75 des Übereinkommens über So- 
ziale Sicherheit (Mindestnormen), 1952, verlieren 
die Bestimmungen von Teil VI sowie die entspre- 
chenden Bestimmungen anderer Teile jenes Über- 
einkommens gegenüber jedem Mitglied, welches 
dieses Übereinkommen ratifiziert hat, ihre Wirk- 
samkeit von dem Zeitpunkt an, in dem dieses Über- 
einkommen für das betreffende Mitglied in Kraft 
tritt. Die Annahme der Verpflichtungen aus diesem 
Übereinkommen gilt jedoch für die Zwecke des 
Artikels 2 des Übereinkommens für Soziale Sicher- 


heit (Mindestnormen), 1952, als Annahme der Ver- 
pflichtungen aus Teil VI und der entsprechenden 
Bestimmungen anderer Teile des genannten Über- 
einkommens. 

Artikel 30 

Enthält ein Übereinkommen, das später von der 
Konferenz angenommen wird und sich auf einen 
oder mehrere der im vorliegenden Übereinkommen 
behandelten Gegenstände bezieht, eine dahin 
gehende Bestimmung, so verlieren die Bestimmun- 
gen des vorliegenden Übereinkommens, die in dem 
neuen Übereinkommen angeführt werden, gegen- 
über jedem Mitglied, welches das neue Überein- 
kommen ratifiziert hat, ihre Wirksamkeit von dem 
Zeitpunkt an, in dem das neue Übereinkommen für 
das betreffende Mitglied in Kraft tritt. 

Artikel 31 

1. Die Internationale Arbeitskonferenz kann auf 
jeder Tagung, bei der diese Frage auf ihrer Tages- 
ordnung steht, mit Zweidrittelmehrheit Abänderun- 
gen der Tabelle I zu diesem Übereinkommen be- 
schließen. 

2. Solche Abänderungen treten für ein Mitglied, 
welches das Übereinkommen bereits ratifiziert hat, 
in Kraft, sobald es dem Generaldirektor des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes deren Annahme mitteilt. 

3. Sofern die Konferenz bei der Annahme einer 
Abänderung nichts anderes beschließt, ist jede Ab- 
änderung auf Grund ihrer Annahme durch die Kon- 
ferenz für jedes Mitglied verbindlich, das in der 
Folge das Übereinkommen ratifiziert. 

Artikel 32 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 33 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate, nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 34 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal in 
Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
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direkter des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. | 
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre j 
Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dom in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann cs dieses Überein- 
kommen jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kün- 
digen. 

Artikel 35 

1. Der Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Ein- 
tragung aller Ratifikationen und Kündigungen, die 
ihm von den Mitgliedern der Organisation mit- 
geteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam 
machen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft 
tritt. 

Artikel 36 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifika- 
tionen und Kündigungen. | 


Artikel 37 

Der Vcrwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der All- 
gemeinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu erstatten und 
zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 38 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Arti- 
kel 34, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Über- 
einkommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuge- 
faßten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die 
Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 39 

Der französische und der englische Wortlaut dieses 
Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Tabelle I 

Liste der Berufskrankheiten 


Berufskrankheiten Arbeiten, bei denen die Gefahr einer Erkrankung besteht 

1. Durch sklerogen wirkenden Mineralstaub ver- Alle Arbeiten, bei denen die Gefahr einer solchen 
ursachte Staublungenerkrankungen (Silikose, Erkrankung besteht. 

Anthrakosilikose, Asbestose) und Silikotuber- 
kulose, sofern die Silikose eine entscheidende 
Ursache der Arbeitsunfähigkeit oder des Todes 
ist. 

2. Durch Beryllium oder seine toxischen Verbin- 
dungen verursachte Erkrankungen. 

3. Durch Phosphor oder seine toxischen Verbin- 
dungen verursachte Erkrankungen. 

4. Durch Chrom oder seine toxischen Verbindun- 
gen verursachte Erkrankungen. 

5. Durch Mangan oder seine toxischen Verbin- ,, 

düngen verursachte Erkrankungen. 

6. Durch Arsen oder seine toxischen Verbindungen 
verursachte Erkrankungen. 

7. Durch Quecksilber oder seine toxischen Ver- „ 

bindungen verursachte Erkrankungen. 

8. Durch Blei oder seine toxischen Verbindungen 
verursachte Erkrankungen. 

9. Durch Schwefelkohlenstoff verursachte Erkran- „ 

kungen. 

10. Durch die toxischen Halogenderivate der Koh- „ 

lenwasserstoffe der Fettreihe verursachte Er- 
krankungen. 

11. Durch Benzol oder seine toxischen Homologen 
verursachte Erkrankungen. 

12. Durch die toxischen Nitro- oder Aminoderivate 
von Benzol oder seine Homologen verursachte 
Erkrankungen. 

13. Durch ionisierende Strahlen verursachte Er- Alle Arbeiten, bei denen Personen der Einwirkung 

krankungen. ionisierender Strahlen ausgesetzt sind. 

14. Durch Teer, Pech, Erdpech, Mineralöle, Anthra- Alle Arbeiten, bei denen die Gefahr einer solchen 
zen oder Verbindungen, Produkte oder Rück- Erkrankung besteht. 

stände dieser Stoffe verursachter primärer Haut- 
krebs. 

15. Ansteckung durch Milzbrand. Arbeiten bei milzbrandverseuchten Tieren. Behand- 

lung von Tierleichen oder tierischen Abfällen. Ein- 
und Ausladen sowie Beförderung von Waren, die 
möglicherweise durch milzbrandverseuchte Tiere 
: oder Tierleichen verseucht worden sind. 
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Tabelle II 

Regelmäßig wiederkehrende Zahlungen an Typen der Leistungsempfänger 


Fall 

Typus des Leistungsempfängers 

vom Hundert 

1. Vorübergehende oder beginnende Arbeitsunfä- 

Mann mit Ehefrau 


higkeit 

und zwei Kindern 

60 

2. Völliger Verlust der Erwerbsfähigkeit oder ent- 

Mann mit Ehefrau 


sprechende Minderung der körperlichen Lei- 
stungsfähigkeit 

und zwei Kindern 

' 60 

3. Tod des Ernährers 

Witwe mit zwei Kindern 

50 


Anhang 


Internationale Systematik der wirtschaftlichen Tätigkeiten 

(Revidiert 1958) 


Verzeichnis der Abteilungen und Hauptgruppen 


Haupt- 

gruppe 


Abteilung 


I Idupt- 
gruppe 


Abteilung 


Abteilung 0. Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Jagd 
und Fischerei 

01. Landwirtschaft 

02. Forstwirtschaft und Waldnutzung 

03. Jagd, Fallenstellerei und Wildhege 

04. Fischerei 

Abteilung 1. Industrien zur Gewinnung von 
Rohstoffen 

11. Kohlenbergbau 

12. Metallbergbau 

13. Erdöl- und Erdgasgewinnung 

14. Stein-, Ton- und Sandgewinnung 

19. Gewinnung sonstiger nichtmetallischer 
Mineralien 

Abteilung 2 — 3. Verarbeitende Industrien 

20. Nahrungsmittelindustrie, mit Ausnahme der 
Getränkeindustrie 

21. Getränkeindustrie 

22. Tabakindustrie 

23. Textilindustrie 

24. Herstellung von Schuhen, Bekleidungsgegen- 
ständen und anderen Gegenständen aus Texti- 
lien 


25. FIolz- und Korkindustrie, mit Ausnahme der 
Möbelindustrie 

26. Möbelindustrie und Schreinerei 

27. Papierindustrie und Papierwarenindustrie 

28. Druck- und Verlagsgewerbe und verwandte 
Gewerbe 

29. Lederindustrie und Lederwaren- und Pelzwaren- 
industrie, mit Ausnahme der Herstellung von 
Schuhen und anderen Bekleidungsgegenständen 

30. Kautschukindustrie 

31. Chemische Industrie 

32. Industrie der Erdöl- und Kohlenderivate 

33. Verarbeitung nichtmetallischer Mineralien, mit 
Ausnahme der Erdöl- und Kohlenderivate 

34. Metallurgische Grundindustrien 

35. Herstellung von Metallwaren, mit Ausnahme 
von Maschinen- und Transportmaterial 

36. Maschinenbauindustrie, mit Ausnahme der 
Elektromaschinenindustrie 

37. Herstellung von elektrischen Maschinen, Elek- 
troapparaten, Elektrogeräten und Elektrozu- 
behör 

38. Herstellung von Transportmaterial 

39. Verschiedene verarbeitende Industrien 

Abteilung 4. Baugewerbe und öffentliche Arbeiten 

40. Baugewerbe und öffentliche Arbeiten 
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Haupt- 

gruppe 


Abteilung 


Haupt- 

gruppe 


Abteilung 


Abteilung 5. Elektrizität, Gas, Wasser und sanitäre 
Anlagen 

51. Elektrizität, Gas, Dampf 

52. Wasserversorgung und sanitäre Anlagen 


Abteilung 6. Handel, Banken, Versicherungen, 
Immobiliengeschäite 

61. Groß- und Einzelhandel 

62. Banken und andere Finanzinstitute 

63. Versicherungen 

64. Immobiliengeschäfte 


Abteilung 7. Transportwesen, Lagerung und Ver- 
kehrswesen 

71. Transportwesen 

72. Lagerung 

73. Verkehrswesen 

Abteilung 8. Dienstleistungen 

81. Verwaltung 

82. Dienstleistungen für die Öffentlichkeit 

83. Dienstleistungen für Geschäftsbetriebe 

84. Dienstleistungen für Freizeitgestaltung 

85. Persönliche Dienstleistungen 

Abteilung 9. Ungenügend umschriebene Tätigkeiten 
90. Ungenügend umschriebene Tätigkeiten 
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Stellungnahme der Bundesregierung zum Übereinkommen 121 


Die Entwicklung der Sozialen Sicherheit hat dazu 
geführt, daß die von der Internationalen Arbeits- 
konferenz in den Jahren von 1921 bis 1934 ange- 
nommenen Übereinkommen Nr. 12 über die Ent- 
schädigung bei Betriebsunfällen (Landwirtschaft), 
Nr. 17 über die Entschädigung bei Betriebsunfällen, 
Nr. 18 über die Entschädigung aus Anlaß von Be- 
rufskrankheiten und Nr. 42 über die Berufskrank- 
heiten überholt sind. Das neue Übereinkommen 
Nr. 121 zieht hieraus die Folgerungen. Es will einen 
zeitgemäßen internationalen Rahmen für die gesetz- ; 
liehe Unfallversicherung schaffen und überläßt es . 
den einzelnen Mitgliedstaaten, die Systeme und j 
Methoden der Gewährung von Leistungen von sich ' 
aus zu bestimmen, sofern nur die Leistungen nach , 
Höhe und Umfang insgesamt seinen Anforderungen 
entsprechen. Auf die Entwicklungsländer wird dabei 
in der Weise Rücksicht genommen, daß für sie wäh- 
rend einer Übergangszeit Einschränkungen vorge- 
sehen werden können. 

Das Übereinkommen schreibt im Grundsatz den 
Schutz aller Arbeitnehmer vor. Die Mitgliedstaaten 
können jedoch bestimmte Personengruppen wie die 
öffentlichen Bediensteten von seinem Geltungs- 
bereich ausnehmen. Tm deutschen öffcmtlichen Dienst 
werden von dem Übereinko!nmen nur die Arbeiter 
und Angestellten betroffen. Für Beamte, deren : 
Rechtsverhältnisse in Deutschland nach Artikel 33 
Abs. 5 des Grundgesetzes einer besonderen Rege- 
lung unterliegen, gilt es nicht, weil diese keine 
Arbeitnehmer im Sinne des Übereinkommens sind. 
Die Mitgliedstaaten können innerhalb gewisser 
Grenzen weiterhin bestimmen, welche Hinterblie- 
benen beim Tode des Einährers Leistungen erhal- 
ten sollen. 

Die materiellen Vorschriften des Übereinkommens 
sind zu einem großen Teil den entsprechenden Be- , 
Stimmungen des Übereinkommens Nr. 102 über die ^ 
Mindestnormen der Sozialen Sicherheit vom Jahre ■ 
1952 nachgebildet, zum Teil stimmen sie mit ihnen | 
w^örtlich überein. So deckt das neue Übereinkommen 
die gleichen Fälle wie das Übereinkommen Nr. 102, 
also jeden Krankheitszustand, die sich aus einem 
solchen ergebende Arbeitsunfähigkeit mit der Folge 
eines Verdienstausfalls sowie teilweise und gänz- ; 
liehe Erwerbsunfähigkeit. Es schreibt die Aufstel- 
lung einer Liste von Berufskrankheiten vor, an die 
gewisse Mindestanforderungen gestellt werden. Die 
Vorschriften über die ärztliche Betreuung und die i 
Gewährung von Barleistungen in den gedeckten 
Fällen entsprechen ebenfalls dom Übereinkommen 


i Nr. 102, dasselbe gilt für den grundsätzlichen Fort- 
j fall von Karenzzeiten. Die Bestimmungen über Art 
und Umfang der ärztlichen und der damit zusammen- 
' hängenden Betreuung stimmen beinahe wörtlich mit 
den entsprechenden Vorschriften des Übereinkom- 
mens Nr. 102 überein, hier allerdings ergänzt durch 
die Verpflichtung zur Notbehandlung bei schweren 
Unfällen und zur Nachbehandlung Leichtverletzter 
am Arbeitsplatz. Den Mitgliedstaaten, die das Über- 
einkommen ratifizieren, wird außerdem die Ver- 
pflichtung auferlegt, Unfallverhütungsmaßnahmen 
zu treffen, Einrichtungen für die berufliche Wieder- 
eingliederung bereitzuhalten und die Vermittlung 
von Verletzten in geeignete Beschäftigungen zu er- 
leichtern. 

Die Barleistungen während der Arbeüsunfähigkent 
sind in Form von regelmäßig wiederkehrenden Lei- 
stungen zu zahlen. Die Vorschriften über ihre Be- 
rechnung entsprechen im allgemeinen denen des 
Übereinkommens Nr. 102, die in der Tabelle II auf- 
geführten Mindestsätze liegen jedoch darüber. Eine 
Umvcandlung der regelmäßigen Zahlungen in eine 
einmalige Abfindung ist nur ausnahmsweise und 
nur mit Einv/illigung des Verletzten zulässig. Di(^ 
Höhe der Barleistungen soll nachgeprüft werden, 
wenn erhebliche Änderungen der Lebenshaltungs- 
kosten zu einer wesentlichen Änderung der allge- 
meinen Verdiensthöhe geführt haben. Eng an das 
Übereinkommen Nr. 102 angelehnt sind auch die 
Bestimmungen über die Voraussetzungen, unter 
denen die Leistungen ruhen können. Unverändert 
übernommen wurden die Vorschriften über die 
Rechtsmittel und die Beteiligung der Versicherien 
an der Verwaltung. 

Das neue Übereinkommen stellt im Vergleich zu den 
am Anfang erwähnten, noch aus der Vorkriegszeit 
stammenden vier alten Übereinkommen und auch 
zum Übereinkommen Nr. 102 einen bedeutsamen 
Beitrag zur internationalen Fortentwicklimg eines 
wichtigen Zweiges der Sozialen Sicherheit dar. Ob- 
gleich das deutsche Recht der geselziichen Unfall- 
versicherung den Anforderungen des Übereinkom- 
mens weitgehend entspricht und zum Teil noch darü- 
ber hinausgeht, bedarf es dennoch eingehender 
vergleichender Untersuchungen über die Auswir- 
kungen des Übereinkommens auf das deutsche 
Sozialversicherungsrecht und dessen volle Überein- 
stimmung mit den neuen internationalen Normen. 
Diese Prüfungen sind noch nicht beendet. Von ihrem 
Ergebnis hängt es ab, ob das Übereinkommen deut- 
scherseits ratifiziert werden kann. 
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INTERNATIOxNALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 122 


Übereinkommen über die Beschäftigimgspolitik 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
y\rbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- | 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am | 
17. Juni 1964 zu ihrer achtundvierzigsten Tagung ; 
zusammengetreten ist, ! 

geht davon aus, daß die Erklärung von Philadel- ' 
phia die feierliche Verpflichtung der Internationalen j 
Arbeitsorganisation anerkennt, bei den einzelnen j 
Nationen der Welt Programme zu fördern, durch 
welche die Vollbeschäftigung und die Verbesserung I 
der Lebenshaltung erreicht werden, und daß in der 
Präambel zur Verfassung der Internationalen Ar- 
beitsorganisation die Verhütung der Arbeitslosig- 
keit und die Gewährleistung eines zur Bestreitung 
des Lebensunterhalts angemessenen Lohnes vor- 
gesehen werden; 

daß es ferner gemäß der Erklärung von Philadel- 
phia zu den Aufgaben der Internationalen Arbeits- 
organisation gehört, die Auswirkungen der Wirt- 
sdiafts- und Finanzpolitik auf die Beschäftigungs- 
politik im Hinblick auf das dort aufgestellte Haupt- j 
zieh, daß „alle Menschen ungeachtet ihrer Rasse, 
ihres Glaubens und ihres Geschlechts . . . das Recht" ^ 
haben, „materiellen Wohlstand und geistige Ent- 
wicklung in Freiheit und Würde, in wirtschaftlicher 
Sicherheit und unter gleich günstigen Bedingungen 
zu erstreben", zu prüfen und in Erwägung zu ziehen; ' 
und 

daß ferner die Allgemeine Erklärung der Men- 
schenrechte versieht, daß „jeder Mensch . . . das 
Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf angemes- 
seme und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie 
auf Schutz gegen Arbeitslosigkeit" hat; 

nimmt Kenntnis von den Bestimmungen der be- 
stehenden internationalen Arbeitsübereinkommen | 
und Empfehlungen, die mit der Beschäftigungspoltik 1 
unmittelbar Zusammenhängen, insbesondere des ; 
Übereinkommens und der Empfehlung über die Ar- i 
beitsmarktverwaltung, 1948, der Empfehlung betref- 
fend die Berufsberatung, 1949, der Empfehlung be- ; 
treffend die berufliche Ausbildung, 1962, und des 
Übereinkommens und der Empfehlung über Diskri- : 
minierung (Beschäftigung und Beruf), 1958; 

ist der Ansicht, daß diese Urkunden in den um- | 
fassenderen Rahmen eines internationalen Pro- 
gramms für die Wirtschaftsexpansion auf der Grund- I 
läge der vollen, produktiven und frei gewählten , 
Beschäftigung eingebaut werden sollten; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
mem bei reffend die Beschäftigimgspolitik, eine Frage, ' 


die zum achten Gegenstand ihrer Tagesordnung 
gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 9. Juli 1964, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Beschäftigungspohtik, 1964, bezeich- 
net wird. 

Artikel 1 

1. Um das wirtschaftliche Wachstum und die 
wirtschaftliche Entwicklung anzuregen, den Lebens- 
standard zu heben, den Arbeitskräftebedarf zu dek- 
ken sowie die Arbeitslosigkeit und die Untcrbesdiäf- 
tigung zu beseitigen, hat jedes Mitglied als eines 

I der Hauptziele eine aktive Politik festzulegen und 
zu verfolgen, die dazu bestimmt ist, die volle, pro- 
duktive und frei gewählte Beschäftigung zu fördern. 

2. Diese Politik muß zu gewährleisten suchen, 

a) daß für alle Personen, die für eine Arbeit zur 
Verfügung stehen und Arbeit suchen, eine solche 
vorhanden ist; 

b) daß diese Arbeit so produktiv wie möglich ist; 

c) daß die Wahl der Beschäftigung frei ist und 
jeder Arbeitnehmer alle Möglichkeiten hat, die 
notwendige Befähigung für eine ihm zusagende 
Beschäftigung zu erwerben und seine Fertigkei- 
ten und Anlagen bei dieser Beschäftigung zu ver- 
wenden, und zwar ohne Rücksicht auf Rasse, 
Hautfarbe, Geschlecht, Glaubensbekenntnis, poli- 
tische Meinung, nationale Abstammung oder 
soziale Herkunft. 

3. Diese Politik hat den Stand und die Stufe der 
wirtschaftlichen Entwicklung sowie die Wechsel- 
beziehungen zwischen Beschäftigungszielen und an- 
deren wirtschaftlichen und sozialen Zielen gebüh- 
rend zu berücksichtigen und ist mit Methoden zu 
verfolgen, die den innerstaatlichen Verhältnissen 
und Gepflogenheiten entsprechen. 

Artikel 2 

Jedes Mitglied hat mit Methoden, die den inner- 
staatlichen Verhältnissen entsprechen und soweit 
es die innerstaatlichen Verhältnisse gestatten, 

a) im Rahmen einer koordinierten Wirtschafts- und 
Sozialpolitik die Maßnahmen zu beschließen und 
ständig zu überprüfen, die zur Erreichung der in 
Artikel 1 angegebenen Ziele zu treffen sind; 
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b) die Schritte zu unternehmen, welche für die | 
Durchführung dieser Maßnahmen notwendig sein j 
können, allenfalls einschließlich der Aufstellung 
von Programmen. 

Artikel 3 

Bei der Durchführung dieses Übereinkommens 
sind Vertreter der Personen, die von den beabsich- 
tigten Maßnahmen betroffen werden, und insbeson- 
dere Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitneh- 
mer in bezug auf die Beschäftigungspolitik anzuhö- 
ren, damit deren Erfahrung und Meinung volle Be- 
rücksichtigung finden und damit ihre volle Mit- 
arbeit bei der Ausarbeitung dieser Politik und somit 
die Unterstützung dieser Politik gesichert werden. 


Artikel 4 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 


Artikel 5 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate, nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- , 
direkter eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 6 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. 
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre 
Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

A r t i ke 1 7 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 


gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam 
machen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft 
tritt. 

Artikel 8 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 


Artikel 9 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 


Artikel 10 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neiigefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 6, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 11 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Die Internationale Arbeitskonferenz hat mit diesem 
Übereinkommen den Versuch unternommen, einen 
Teil der in der Erklärung von Philadelphia von 1944 
umrissenen Ziele der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation zu verwirklichen. Danach haben alle Men- 
schen ungeachtet ihrer Rasse, ihres Glaubens und 
ihres Geschlechtes das Recht, materiellen Wohlstand, 
geistige Entwicklung in Freiheit und Würde, in 
wirtschaftlicher Sicherheit und unter gleich günsti- 
gen Bedingungen zu erstreben, und die Organisa- 
tion soll Programme fördern, die zur Vollbeschäfti- 
gung und Verbesserung der Lebenshaltung führen. 
Das Übereinkommen legt zu diesem Zweck den Mit- 
gliedstaaten, die es ratifizieren, die Verpflichtung 
auf, zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums, 
der Hebung des Lebensstandards und der Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 
eine aktive Politik zu betreiben, durch die jedermann 
eine möglichst produktive Arbeit erhält, und die 
jedem Arbeitnehmer ohne Rücksicht auf Rasse, 
Hautfarbe, Geschlecht, Glaubensbekenntnis, politi- 
sche Meinung, nationale Abstammung und soziale 
Herkunft alle Möglichkeiten eröffnet, die notwen- 
digen beruflichen Fähigkeiten zu erwerben. Diese 
Ziele sollen durch eine koordinierte Wirtschafts- 
und Sozialpolitik erreicht werden, bei deren Aus- 
arbeitung Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer anzuhören sind. Ihre Ansichten und Erfahrun- 
gen sollen hierbei volle Berücksichtigung finden, 
um ihre Mitarbeit bei der Ausführung dieser Politik 
zu sichern. 

Die Internationale Arbeitskonferenz stellt mit dem 
neuen Übereinkommen die früher von ihr beschlos- 
senen, mit der Beschäftigungspolitik in Zusammen- 
hang stehenden Instrumente, insbesondere das Über- 
einkommen Nr. 88 und die Empfehlung Nr. 83 über 
die Arbeitsmarktverwaltung von 1948, die Empfeh- 
lung Nr. 87 betreffend die Berufsberatung von 1949, 
die Empfehlung Nr. 117 betreffend die berufliche 
Ausbildung von 1962 und das Übereinkommen 
Nr. 111 und die Empfehlung Nr. 111 über das Dis- 
kriminierungsverbot in Beschäftigung und Beruf von 
1958 in einen umfassenderen Rahmen. Das Über- 
einkommen entspricht in vieler Hinsicht den von der 


Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft unternom- 
menen Bemühungen um eine gemeinsame Beschäfti- 
gungspolitik und auch der Empfehlung der OECD 
vom 21. Mai 1964 über eine aktive Arbeitsmarkt- 
politik. Es ist damit ein wichtiger Schritt zur Herbei- 
führung einer gezielten Arbeitsmarktpolitik auch in 
den Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
organisation und vor allem für die Entwicklungs- 
länder von Bedeutung. 

Die von der Bundesregierung seit jeher verfolgte 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik beruht auf 
der mit dem Grundgesetz in besonderem Maße in 
Einklang stehenden Politik der sozialen Marktwirt- 
schaft. Sie zielt im Rahmen der hierdurch vorge- 
gebenen marktwirtschaftlichen Ordnung auf Voll- 
beschäftigung, Geldwertstabilität, außenwirtschaft- 
liches Gleichgewicht und ein angemessenes Wirt- 
schaftswachstum. Durch diese im Sinne des 
Übereinkommens aktive Politik ist die volle, pro- 
duktive und frei gewählte Beschäftigung nachhaltig 
gefördert worden mit dem Erfolg, daß die Arbeits- 
losigkeit beseitigt wurde und seit vielen Jahren 
Vollbeschäftigung herrscht. In Deutschland ist die 
Lage auf dem Arbeitsmarkt heute durch einen stän- 
digen Mangel an Arbeitskräften und — im Gefolge 
des technischen Fortschritts — durch wirtschaftliche 
Strukturwandlungen gekennzeichnet. Die Aufgabe 
der Arbeitsmarktpolitik besteht unter diesen Um- 
ständen vor allem darin, das Angebot an mensch- 
licher Arbeitskraft — soweit dies gesellschafts- 
politisch vertreten werden kann — zu vergrößern 
und die vorhandenen Arbeitskräfte optimal zu 
verwenden. 

Die deutsche Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspoli- 
tik entspricht also den Bestrebungen, die die Inter- 
nationale Arbeitsorganisation mit dem neuen Über- 
einkommen 122 verfolgt. Seine Ratifizierung setzt 
eine Übereinstimmung des materiellen deutschen 
Rechts auf diesem Gebiete mit den dann zu überneh- 
menden völkerrechtlichen Verpflichtungen voraus. 
Hierzu bedarf es im Hinblick auf die innerstaatli- 
chen Auswirkungen einer eingehenden rechtsver- 
gleichenden Untersuchung. Diese Prüfung ist noch 
nicht beendet. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 120 


Empfehlung betreffend den Gesundheitsschutz 
im Handel und in Büros 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
17. Juni 1964 zu ihrer achtundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend den Gesundheitsschutz im Handel 
und in Büros, eine Frage, die den vierten Gegen- 
stand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 8. Juli 1964, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend den Gesundheitsschutz (Handel und Büros), 
1964, bezeichnet wird. 


I. Geltungsbereich 

1. Diese Empfehlung gilt für alle nachstehend 

aufgezählten öffentlichen oder privaten Betriebe, 

Einrichtungen und Verwaltungen: 

a) Handelsbetriebe; 

b) Betriebe, Einrichtungen und Verwaltungen, in 
denen die Arbeitnehmer hauptsächlich mit Büro- 
arbeit beschäftigt sind, einschließlich Büros von 
Personen, die in freien Berufen tätig sind; 

c) alle Abteilungen anderer Betriebe, Einrichtungen 
oder Verwaltungen, in denen die Arbeitnehmer 
hauptsächlich mit kaufmännischen oder Büro- 
arbeiten beschäftigt sind, soweit diese Abteilun- 
gen nicht durch Absatz 2 erfaßt sind und nicht 
der innerstaatlichen Gesetzgebung oder anderen 
Regelungen betreffend den Gesundheitsschutz im 
Gewerbe, im Bergbau, im Transportwesen oder 
in der Landwirtschaft unterliegen. 

2. Diese Empfehlung gilt ferner für die folgenden 

Betriebe, Einrichtungen und Verwaltungen; 

a) Betriebe, Einrichtungen und Verwaltungen, die 
Dienstleistungen persönlicher Natur erbringen; 

b) Post- und Fernmeldewesen; 

c) Presse- und Verlagsbetriebe; 

d) Flotels und Pensionen; 

e) Gastwirtschaften, Klubs, Kaffeehäuser und an- 
dere Betriebe, in denen Speisen und Getränke 
verabreicht werden; 


f) Theater und öffentliche Vergnügungsbetriebe so- 
wie andere der Unterhaltung dienende Einrich- 
tungen. 

3. (1) Erforderlichenfalls sollte durch zweckdien- 

liche Maßnahmen nach Anhörung der maßgebenden 
beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 
die Grenze zwischen den Betrieben, Einrichtungen 
oder Verwaltungen, auf welche diese Empfehlung 
Anwendung findet, und den anderen Betrieben be- 
stimmt werden. 

(2) In allen Fällen, in denen Unklarheit darüber 
besteht, ob diese Empfehlung auf einen Betrieb, eine 
Einrichtung oder Verwaltung Anwendung findet, 
sollte die Frage entweder von der zuständigen Stelle 
nach Anhörung der maßgebenden beteiligten Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerverbände, soweit solche 
bestehen, oder auf irgendeine andere Weise ent- 
schieden werden, die mit der Gesetzgebung und 
Praxis des betreffenden Landes im Einklang steht. 


II. Durchführiingsverfahren 

4. Im Hinblick auf die Verschiedenartigkeit der 
innerstaatlichen Verhältnisse und Gepflogenheiten 
können die Bestimmungen dieser Empfehlung durch- 
geführt werden; 

a) durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder 

b) durch Gesamtarbeitsverträge oder andere Ver- 
einbarungen zwischen den beteiligten Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern oder 

c) durch Schiedssprüche oder 

d) durch irgendein anderes von der zuständigen 
Stelle nach Anhörung der maßgebenden beteilig- 
ten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände ge- 
nehmigtes Verfahren. 


III. Instandhaltung und Sauberkeit 

5. Alle Räume, in denen gearbeitet wird oder die 
die Arbeitnehmer betreten müssen oder in denen 
sanitäre oder andere den Arbeitnehmern zur ge- 
meinsamen Benutzung zur Verfügung gestellte Ein- 
richtungen untergebracht sind, sowie ihre Einrich- 
tung sollten in gutem Zustand gehalten werden. 

6. (1) Diese Räume und ihre Einrichtungen soll- 
ten saubergehalten werden. 
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(2) Insbesondere sollten regelmäßig gereinigt wer- 
den; 

a) die Fußböden, Treppen und Gänge; 

b) die Fenster, die der Belichtung der Räume dienen, 
sowie die künstlichen Beleuchtungsquellen; 

c) die Wände, die Decken und die Einrichtung. 

7. Die Reinigung sollte erfolgen: 

a) in einer Weise, daß möglichst wenig Staub auf- 
gewirbelt wird; 

b) außerhalb der Arbeitsstunden, es sei denn, daß 
besondere Erfordernisse vorliegen oder die Rei- 
nigungsarbeit ohne Belästigung der Arbeitneh- 
mer während der Arbeitsstunden ausgeführt wer- 
den kann. 

8. Umkleideräume, Aborte, Waschgelegenheiten 
und erforderlichenfalls andere den Arbeitnehmern 
zur gemeinsamen Benutzung zur Verfügung gestellte 
Einrichtungen sollten regelmäßig gereinigt und in 
regelmäßigen Zeitabständen desinfiziert werden. 

9. Abfälle jeder Art, die belästigende, giftige 
oder gefährliche Stoffe ausscheiden oder eine Infek- 
tionsquelle bilden können, sollten so rasch wie 
möglich unschädlich gemacht, beseitigt oder isoliert 
werden; hierbei sollte nach den von der zuständigen 
Stelle genehmigten Normen verfahren werden. 

10. Es sollten Vorkehrungen für die Beseitigung 
und Vernichtung anderer Abfälle jeder Art getroffen 
werden. Zu diesem Zweck sollten an geeigneten 
Stellen Behälter in ausreichender Zahl aufgestellt 
werden. 


IV. Natürliche und künstliche Lüftung 

11. Alle Räume, in denen gearbeitet wird oder in 
denen sanitäre oder andere den Arbeitnehmern zur 
gemeinsamen Benutzung zur Verfügung gestellte 
Einrichtungen untergebracht sind, sollten durch Zu- 
fuhr frischer oder gereinigter Luft auf natürlichem 
oder künstlichem Wege oder auf beiderlei Art in 
ausreichender und geeigneter Weise gelüftet wer- 
den. 

12. Insbesondere sollte vorgesehen werden, daß 

a) die Vorrichtungen für die natürliche oder künst- 
liche Lüftung so gestaltet sind, daß die Zufuhr 
einer ausreichenden Menge frischer oder gerei- 
nigter Luft je Person und je Stunde unter Be- 
rücksichtigung der Art der Arbeit und der Ar- 
beitsbedingungen gewährleistet ist; 

b) Vorkehrungen getroffen werden, um die während 
der Arbeit entstehenden Dämpfe oder Dünste, 
Staub und andere belästigende oder schädliche 
Verunreinigungen der Luft soweit wie möglich 
zu beseitigen oder unschädlich zu machen; 

c) die normale Geschwindigkeit der Luftbewegung 
an festen Arbeitsplätzen weder die Gesundheit 
noch das Wohlbefinden der dort beschäftigten 
Personen beeinträchtigt; 


d) soweit möglich und soweit die Umstände dies 
erfordern, durch geeignete Maßnahmen dafür 
gesorgt wird, daß in geschlossenen Räumen ein 
angemessener Luftfeuchtigkeitsgrad herrscht. 

13. Ist eine Arbeitsstätte mit einer Klimaanlage 
versehen, so sollte ein geeignetes Notlüftungssy- 
stem, sei es mittels natürlicher oder künstlicher 
Lüftung, vorhanden sein. 


V. Beleuchtung 

14. Alle Räume, in denen gearbeitet wird oder 
die die Arbeitnehmer betreten müssen oder in 
denen sanitäre oder andere den Arbeitnehmern zur 
gemeinsamen Benutzung zur Verfügung gestellte 
Einrichtungen untergebracht sind, sollten während 
der Zeit, in der sie benutzt werden können, mit einer 
ausreichenden und zweckentsprechenden Beleuch- 
tung durch natürliches oder künstliches Licht oder 
durch beides versehen sein. 

15. Insbesondere sollten, soweit dies durchführ- 
bar ist, alle Vorkehrungen getroffen werden, 

a) um angenehme Sehverhältnisse zu gewährleisten 

i) durch Öffnungen für natürliche Belichtung, 
die zweckentsprechend verteilt und genü- 
gend groß sind; 

ii) durch eine sorgfältige Wahl und zweck- 
entsprechende Verteilung der künstlichen 
Beleuchtungsquellen ; 

iii) durch eine sorgfältige Wahl der Farbtöne 
für die Räume und ihre Einrichtung; 

b) um Behinderungen oder Störungen durch Blend- 
wirkung, übermäßige Kontraste zwischen Licht 
und Schatten, Lichtreflexion oder zu starke di- 
rekte Beleuchtung zu verhüten; 

c) um bei Verwendung künstlicher Beleuchtung 
jede schädliche Flimmerwirkung zu unterdrük- 
ken. 

16. überall, wo eine ausreichende Beleuchtung 
durch natürliches Licht ohne große Schwierigkeit 
möglich ist, sollte ihr der Vorzug gegeben werden. 

17. Die zuständige Stelle sollte geeignete Normen 
der natürlichen oder künstlichen Beleuchtung für die 
verschiedenen Arten von Arbeiten und Arbeitsplät- 
zen und für die verschiedenen Beschäftigungen fest- 
setzen. 

18. In Räumen, in denen sich eine große Zahl 
von Arbeitnehmern oder Besuchern aufhält, sollte 
eine Notbeleuchtung vorgesehen werden. 


VL Temperatur 

19. In allen Räumen, in denen gearbeitet wird 
oder die die Arbeitnehmer betreten müssen oder in 
denen sanitäre oder andere den Arbeitnehmern zur 
gemeinsamen Benutzung zur Verfügung gestellte 
Einrichtungen untergebracht sind, sollten unter Be- 
rücksichtigung der Art der Arbeit und des Klimas 
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die bestmöglichen Verhältnisse bezüglich Tempera- 
tur, Luftfeuchtigkeit und Luftbewegung aufrecht- 
erhalten werden. 

20. Kein Arbeitnehmer sollte gehalten sein, re- 
gelmäßig bei einer extremen Temperatur zu arbei- 
ten. Die zuständige Stelle sollte deshalb je nach dem 
Klima, der Art des Betriebes, der Einrichtung oder 
Verwaltung und der Natur der Arbeit in bezug auf 
die Temperatur entweder Höchst- oder Mindestnor- 
men oder beides festsetzen. 

21. Kein Arbeitnehmer sollte gehalten sein, re- 
gelmäßig unter Bedingungen zu arbeiten, in denen 
er plötzlichen Temperaturschwankungen ausgesetzt 
ist, welche die zuständige Stelle als gesundheits- 
schädlich erachtet. 

22. (1) Kein Arbeitnehmer sollte gehalten sein, 
regelmäßig in unmittelbarer Nähe von Anlagen zu 
arbeiten, die eine starke Wärmestrahlung abgeben 
oder eine starke Abkühlung der umgebenden Luft 
bewirken, die von der zuständigen Stelle als ge- 
sundheitsschädlich erachtet werden, außer wenn ge- 
eignete Kontrollmaßnahmen getroffen werden oder 
der Arbeitnehmer diesen Einwirkungen nur kurze 
Zeit ausgesetzt ist oder ihm eine geeignete Schutz- 
ausrüstung oder -kleidung zur Verfügung gestellt 
wird. 

(2) Zum Schutz der Arbeitnehmer gegen jede 
Einwirkung starker Kälte oder Hitze, einschließlich 
der Sonnenhitze, sollten festangebrachte oder be- 
wegliche Abschirmungen, Schutzplatten oder andere 
geeignete Vorrichtungen bereitgestellt und verwen- 
det werden. 

23. (1) Kein Arbeitnehmer sollte gehalten sein, 
an einem im Freien aufgestellten Verkaufsstand zu 
arbeiten, wenn die Temperatur so niedrig ist, daß 
seine Gesundheit Schaden leiden könnte, es sei 
denn, daß er sich mit Hilfe geeigneter Mittel wär- 
men kann. 

(2) Kein Arbeitnehmer sollte gehalten sein, an 
einem im Freien aufgestellten Verkaufsstand zu 
arbeiten, wenn die Temperatur so hoch ist, daß 
seine Gesundheit Schaden leiden könnte, es sei 
denn, daß er sich mit Hilfe geeigneter Mittel gegen 
eine solche Hitze schützen kann. 

24. Die Verwendung von Heiz- oder Kühlanla- 
gen, aus denen gefährliche oder belästigende 
Dämpfe oder Dünste in die Luft des Raumes gelan- 
gen können, sollte verboten werden. 

25. Sind Arbeitnehmer sehr niedrigen oder sehr 
hohen Temperaturen ausgesetzt, so sollten Pausen 
während der Arbeitszeit gewährt oder die tägliche 
Arbeitszeit verkürzt oder entsprechende andere 
Maßnahmen getroffen werden. 


VII. Raum zum Arbeiten 

26. (1) Alle Arbeitsräume und Arbeitsplätze soll- 

ten so gestaltet sein, daß die Gesundheit der Arbeit- 
nehmer keinen schädlichen Wirkungen ausgesetzt ist. 


(2) Jeder Arbeiter sollte über genügend unver- 
stellten freien Raum verfügen, damit er seine Arbeit 
unbehindert und ohne Gefahren für seine Gesund- 
heit ausführen kann. 

27. Die zuständige Stelle sollte festsetzen: 

a) die in geschlossenen Räumen für jeden Arbeit- 
nehmer, der dort regelmäßig arbeitet, vorzuse- 
hende Bodenfläche; 

b) das Mindestausmaß des unverstellten freien 
Raums, der in jedem geschlossenen Raum für 
jeden Arbeitnehmer, der dort regelmäßig arbei- 
tet, vorzusehen ist; 

c) die Mindesthöhe neuer geschlossener Räume, in 
denen regelmäßig gearbeitet wird. 


VIII. Trinkwasser 

28. Den Arbeitnehmern sollte Trinkwasser oder 
ein anderes gesundheitlich einwandfreies Getränk 
in ausreichender Menge zur Verfügung gestellt wer- 
den. überall, wo die Versorgung mit fließendem 
Trinkwasser möglich ist, sollte ihr der Vorzug gege- 
ben werden. 

29. (1) Die zur Abgabe von Trinkwasser oder an- 
deren zugelassenen Getränken verwendeten Behäl- 
ter sollten 

a) einen dichten Verschluß haben und gegebenen- 
falls mit einer Zapfvorrichtung versehen sein; 

b) eine leserliche Aufschrift mit der Angabe ihres 
Inhalts aufweisen; 

c) keine Eimer, Fässer oder andere Behälter mit 
weiter Öffnung (mit oder ohne Deckel) sein, in 
die ein Schöpfgerät getaucht werden kann; 

d) ständig saubergehalten werden. 

(2) Eine ausreichende Anzahl von Trinkgefäßen 
sollte zur Verfügung stehen; es sollte die Möglich- 
keit bestehen, sie mit sauberem Wasser auszuwa- 
schen. 

(3) Die Verwendung von Trinkbechern zur ge- 
meinsamen Benutzung sollte verboten sein. 

30. (1) Wasser, das nicht aus einer behördlich 
zugelassenen Trinkwasseranlage stammt, sollte nur 
dann als Trinkwasser abgegeben werden, wenn die 
zuständige Gesundheitsbehörde die Abgabe aus- 
drücklich genehmigt und regelmäßig überwacht. 

(2) Jedes Abgabesystem, mit Ausnahme des be- 
hördlich zugelassenen örtlichen Versorgungsdien- 
stes, sollte bei der zuständigen Gesundheitsbehörde 
zur Genehmigung angemeldet werden. 

31. (1) Jede Anlage zur Versorgung mit Wasser, 
das nicht zum Trinken geeignet ist, sollte eine ent- 
sprechende Aufschrift an den Entnahmestellen auf- 
weisen. 

(2) Die Anlagen zur Versorgung mit Trinkwasser 
und diejenigen zur Versorgung mit nicht trinkbarem 
Wasser sollten weder unmittelbar noch mittelbar 
miteinander in Verbindung stehen. 
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IX. Waschgelegenheiten und Duschen 

32. Den Arbeitnehmern sollten geeignete, in gu- 
tem Zustand gehaltene Waschgelegenheiten in aus- 
reichender Zahl und an geeigneten Stellen zur Ver- 
fügung stehen, 

33. (1) Diese Einrichtungen sollten, soweit ir- 
gend möglich, Waschbecken, falls erforderlich mit 
warmem Wasser, sowie, wenn die Natur der Arbeit 
es erfordert, Duschen mit warmem Wasser umfassen. 

(2) Den Arbeitnehmern sollte Seife zur Verfügung 
gestellt werden. 

(3) Den Arbeitnehmern sollten, wenn die Natur 
der Arbeit es erfordert, geeignete Mittel (z. B. Rei- 
nigungsmittel, Spezialreinigungscremen oder -puder) 
zur Verfügung gestellt werden. Die Verwendung 
von gesundheitsschädlichen Mitteln für Zwecke der 
körperlichen Reinigung sollte verboten werden. 

(4) Den Arbeitnehmern sollten Handtücher, vor- 
zugsweise für Einzelgebrauch, oder andere geeignete 
Mittel zum Abtrocknen zur Verfügung gestellt wer- 
den. Gemeinsam zu benutzende Handtücher, die 
nicht für jeden Benutzer einen noch ungebrauchten, 
sauberen Teil aufweisen, sollten verboten werden. 

34. (1) Das Wasser der Waschbecken und 
Duschen sollte keinerlei Gefahr für die Gesundheit 
darstellen. 

(2) Ist das Wasser von Waschbecken oder Duschen 
nicht trinkbar, so sollte dies deutlich angegeben 
werden. 

35. Für Männer und Frauen sollten getrennte 
Waschgelegenheiten zur Verfügung stehen, ausge- 
nommen in sehr kleinen Betrieben, wo diese Ein- 
richtungen mit Genehmigung der zuständigen Stelle 
gemeinsam sein können. 

36. Die Zahl der Waschbecken und Duschen sollte 
von der zuständigen Stelle unter Berücksichtigung 
der Zahl der Arbeitnehmer und der Natur ihrer 
Arbeit fe.stgesetzt werden. 


X. Aborte 

37. Den Arbeitnehmern sollten geeignete und in 
gutem Zustand gehaltene Aborte in ausreichender 
Zahl und an geeigneten Stellen zur Verfügung ste- 
hen. 

38. (1) Die Aborte sollten mit Zwischenwänden 
versehen sein, um eine hinreichende Abtrennung zu 
gewährleisten. 

(2) Soweit möglich, sollten die Aborte mit Was- 
serspülung, Wasserverschluß und Toilettenpapier 
oder ähnlichen hygienischen Vorkehrungen ausge- 
stattet sein. 

(3) In den für Frauen bestimmten Aborten sollten 
zweckentsprechende, mit einem Deckel versehene 
Abfallbehälter oder andere Vorrichtungen, wie Ver- 
aschungsvorrichtungen, angebracht werden. 


(4) Soweit möglich, sollten leicht zugängliche 
Waschbecken in ausreichender Zahl in der Nähe der 
Aborte vorhanden sein. 

39. Für Männer und Frauen sollten getrennte 
Aborte zur Verfügung stehen, außer mit Genehmi- 
gung der zuständigen Stelle in Betrieben, in denen 
höchstens fünf Personen oder nur Familienangehö- 
rige des Arbeitgebers beschäftigt sind. 

40. Die Anzahl der Klosette und Bedürfnisstände 
für Männer sowie der Klosette für Frauen sollte von 
der zuständigen Stelle unter Berücksichtigung der 
Anzahl der Arbeitnehmer festgesetzt werden. 

41. Die Aborte sollten ausreichend gelüftet und 
so gelegen sein, daß jede Belästigung vermieden 
wird. Sie sollten keine unmittelbare Verbindungstür 
zu den Arbeitsräumen, Ruheräumen oder Speise- 
räumen haben, sondern von ihnen durch einen Vor- 
raum oder einen freien Platz getrennt sein. Der 
Zugang zu im Freien gelegenen Aborten sollte über- 
dacht sein. 


XL Sitzgelegenheiten 

42. Den Arbeitnehmern sollten geeignete Sitz- 
gelegenheiten in ausreichender Zahl zur Verfügung 
gestellt werden, und die Arbeitnehmer sollten in 
vertretbarem Maße die Möglichkeit haben, diese zu 
benutzen. 

43. Soweit irgend möglich, sollten die Arbeits- 
plätze so gestaltet werden, daß es dem stehend ar- 
beitenden Personal ermöglicht wird, seine Aufgaben, 
sooft dies mit der Natur der Arbeit vereinbar ist, 
sitzend auszuführen. 

44. Die den Arbeitnehmern zur Verfügung ge- 
stellten Sitzgelegenheiten sollten nach Bauart und 
Ausmaßen für die Arbeitnehmer bequem und für 
die auszuführende Arbeit geeignet sein und im 
Interesse der Gesundheit des Beteiligten die Ein- 
nahme einer richtigen Körperhaltung bei der Arbeit 
erleichtern; falls erforderlich, sollten für denselben 
Zweck Fußstützen bereitgestellt werden. 


XII. Kleiderablagen und Umkleideräume 

45. Damit die Arbeitnehmer die bei der Arbeit 
nicht getragenen Kleider wechseln, ablegen und 
trocknen können, sollten geeignete Einrichtungen, 
wie etwa Kleiderständer und Schränke, bereitge- 
stellt und in gutem Zustand gehalten werden. 

46. Wenn die Anzahl der Arbeitnehmer und die 
Natur der Arbeit dies erfordern, sollten Umkleide- 
räume zur Verfügung gestellt werden. 

47. (1) In den Umkleideräumen sollten vorhan- 
den sein: 

a) hinreichend große, gut gelüftete und verschließ- 
bare Einzelschränke oder andere, ebenso zweck- 
entsprechende Vorrichtungen; 
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b) Sitzgelegenheiten in ausreichender Zahl. 

(2) Es sollten getrennte Schrankabteile für Stra- 
ßenkleidung und Arbeitskleidung vorgesehen wer- 
den, wenn die Arbeitnehmer bei Arbeiten beschäf- 
tigt sind, die das Tragen einer Arbeitskleidung er- 
fordern, und wenn diese verseucht, stark ver- 
schmutzt, befleckt oder durchnäßt werden kann. 

48. Für Männer und Frauen sollten getrennte 
Umkleideräume vorhanden sein. 


XIII. Unterirdische und ähnliche Räume 

49. Unterirdische und fensterlose Räume, in de- 
nen normalerweise gearbeitet wird, sollten entspre- 
chenden, von der zuständigen Stelle festgesetzten 
Normen des Gesundheitsschutzes genügen. 

50. Soweit die Umstände es gestatten, sollten die 
Arbeitnehmer nicht ständig, sondern wechselweise 
zur Arbeit in unterirdischen oder fensterlosen Räu- 
men herangezogen werden. 

XIV. Belästigende, gesundheitsschädliche oder 
giftige Stoffe und Verfahren 

51. Die Arbeitnehmer sollten durch geeignete 
und durchführbare Maßnahmen gegen belästigende, 
gesundheitsschädliche oder giftige oder aus irgend- 
einem Grund gefährliche Stoffe und Verfahren ge- 
schützt werden. 

52. Insbesondere sollte vorgesehen werden, daß 

a) alle geeigneten und durchführbaren Maßnahmen 
getroffen werden, um solche Stoffe oder Verfah- 
ren durch Stoffe oder Verfahren zu ersetzen, die 
weder belästigend noch gesundheitsschädlich 
oder giftig oder aus irgendeinem Grund gefähr- 
lich sind oder die es in einem geringeren Grade 
sind; 

b) die zuständige Stelle auf die Anwendung der in 
Unterabsatz a) vorgesehenen Ersatzmaßnahmen 
und im Einzelhandel auf die Verwendung von 
Verfahren und Behältern, die jede Gefahr aus- 
schließen, hinwirkt sowie Ratschläge in dieser 
Hinsicht erteilt; 

c) andere Schutzmaßnahmen getroffen werden, 
falls die in Unterabsatz a) vorgesehenen Ersatz- 
maßnahmen nicht durchführbar sind, wie durch 
Absperrung, Abtrennung und Lüftung; 

d) die Vorrichtung zur Kontrolle und Beseitigung 
der belästigenden, gesundheitsschädlichen, gifti- 
gen oder aus irgendeinem Grund gefährlichen 
Stoffe jederzeit in einwandfreiem Zustand erhal- 
ten werden; 

e) alle geeigneten und durchführbaren Maßnahmen 
getroffen werden, um die Arbeitnehmer von den 
Gefahren zu schützen, die beispielsweise durch 
das Verschütten, Ausfließen, Freiwerden oder 
Verspritzen belästigender, gesundheitsschäd- 


licher oder giftiger oder aus irgendeinem Grund 
gefährlicher Stoffe entstehen; 

f) bei der Handhabung giftiger oder aus irgend- 
einem Grund gefährlicher Stoffe das Rauchen, 
Essen, Trinken oder Schminken verboten sein 
sollte; für den Genuß oder die Verwendung 
durch die Arbeitnehmer bestimmte Nahrungs- 
mittel, Getränke, Tabakwaren und Kosmetika 
sollten nicht der Verunreinigung durch solche 
Stoffe ausgesetzt werden. 

53. Auf Behältern, die gefährliche Stoffe enthal- 
ten, sollte angebracht werden: 

a) ein Gefahrenwarnzeichen, das den anerkannten 
internationalen Normen entspricht und erforder- 
lichenfalls die Art der Gefahr kennzeichnet; 

b) der Name des Stoffes oder ein Kennzeichen; 

c) soweit möglich, die wesentlichen Anweisungen 
für die Erste Hilfe, die geleistet werden sollte, 
wenn eine Person durch den Stoff eine Gesund- 
heitsschädigung oder Verletzung erlitten hat. 

54. (1) Falls die ausgeführten Arbeiten trotz der 
nach Absatz 51 und 52 getroffenen Maßnahmen stark 
schmutzend oder mit der Verwendung, der Hand- 
habung beziehungsweise dem Umgang mit Stoffen 
oder der Verwendung von Verfahren verbunden 
sind, die gesundheitsschädlich oder giftig oder aus 
irgendeinem Grund gefährlich sind, sollten die Ar- 
beitnehmer unter Berücksichtigung der Größe und 
der Art der Gefahr durch Schutzkleidung oder an- 
dere für den persönlichen Schutz erforderliche Aus- 
rüstungen oder Mittel angemessen geschützt wer- 
den. 

(2) Die Kleidung, die Ausrüstung und die Mittel 
zum persönlichen Schutz sollten, je nach Art der 
Arbeiten, beispielsweise einen oder mehrere der 
folgenden Gegenstände umfassen: Mäntel, Blusen, 
Schürzen, Schutzbrillen, Handschuhe, Mützen, 
Helme, Atemgeräte, Schuhwerk, Schutzcremen und 
Spezialpuder. 

(3) Die zuständige Stelle sollte erforderlichenfalls 
Mindestnormen für die Wirksamkeit der persön- 
lichen Schutzausrüstung und -mittel festsetzen. 

(4) Erfordern besondere Maßnahmen des öffent- 
lichen Gesundheitsschutzes oder der Schutz der 
Gesundheit der Arbeitnehmer das Tragen von 
Schutzkleidung oder anderer persönlicher Schutz- 
ausrüstung oder Schutzmittel während der Arbeit, 
so sollten diese auf Kosten des Arbeitaebers zur 
Verfügung gestellt, gereinigt und instand gehalten 
werden. 

55. Wird durch die Verwendung der persön- 
lichen Schutzausrüstung oder Schutzmittel die Wir- 
kung der gesundheitsschädlichen, aiftiaen oder aus 
irgendeinem Grund gefährlichen Stoffe oder Ver- 
fahren nicht vollständig beseitigt, so sollte die zu- 
ständiae Stelle erforderlichenfalls empfehlen, daß 
zusätzliche Vorbeugungsmaßnahmen getroffen wer- 
den. 

56. (1) Die zuständige Stelle sollte, falls erforder- 
lich, ein Mindestalter für die Beschäftigung bei Ar- 
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beiten festsetzen, die mit der Verwendung solcher 
Stoffe und Verfahren verbunden sind. 

(2) Die zuständige Stelle sollte ärztliche Unter- 
suchungen (Einstellungs- und Nachuntersuchungen) 
für die Arbeitnehmer vorschreiben, die den Einwir- 
kungen gesundheitsschädlicher, giftiger oder aus 
irgendeinem Grund gefährlicher Stoffe ausgesetzt 
sind. 

XV. Lärm und Erschütterungen 

57. (1) Lärm (einschließlich von Tonsendungen) 
und Erschütterungen, die schädliche Wirkungen für 
die Arbeitnehmer haben können, sollten soweit wie 
möglich durch geeignete und durchführbare Maßnah- 
men vermindert werden. 

(2) Besondere Beachtung sollte folgenden Maß- 
nahmen geschenkt werden: 

a) der wesentlichen Abschwächung des Lärms und 
der Erschütterungen von Maschinen, mechani- 
schen Anlagen und Tongeräten; 

b) der Isolierung der Quellen jenes Lärms und jenei 
Erschütterungen, die nicht abgeschwächt werden 
können; 

c) der Verringerung der Lautstärke und der Dauer 
von Tonsendungen, einschließlich musikalischer 
Sendungen; 

d) der Anbringung schalldämpfender Vorrichtungen, 
wo dies möglich ist, um den Lärm der Werkstät- 
ten, Aufzüge oder Förderanlagen oder den 
Straßenlärm von den Büros fernzuhalten. 

58. Erweisen sich die in Unterabsatz 57 (2) vor- 
gesehenen Maßnahmen als unzureichend, um die 
schädlichen Wirkungen in einwandfreier Weise zu 
verhüten, so sollten 

a) die Arbeitnehmer mit einem geeigneten Gehör- 
schutz ausgerüstet werden, wenn sie Tonsendun- 
gen ausgesetzt sind, die schädliche Wirkungen 
hervorrufen können; 

b) den Arbeitnehmern, die Tonsendungen und Er- 
schütterungen ausgesetzt sind, die schädliche 
Wirkungen hervorrufen können, regelmäßig 
während der Arbeitszeit Ruhepausen in Räumen 
gewährt werden, die von Tonsendungen und Er- 
schütterungen frei sind; 

c) nötigenfalls Systeme der Arbeitsverteilung oder 
wechselweiser Arbeit angewendet werden. 


XVI. Arbeitsmethoden und Arbeitstempo 

59. Die Arbeitsmethoden sollten soweit wie 
möglich auf die Erfordernisse der Hygiene sowie 
auf die körperliche und geistige Gesundheit und 
das Wohlbefinden der Arbeitnehmer Bedacht 
nehmen, 

60. Unter anderem sollte durch geeignete Maß- 
nahmen verhindert werden, daß die Mechanisierung 
der Arbeitsvorgänge oder Methoden zu ihrer Be- l 


schleunigung ein Arbeitstempo aufzwingen, das für 
die Arbeitnehmer infolge der ständigen angespann- 
ten Aufmerksamkeit oder der Schnelligkeit der Ar- 
beitsverrichtungen, die es erfordert, schädliche Wir- 
kungen haben kann, wie insbesondere körperliche 
oder nervöse Ermüdung, die zu ärztlich feststell- 
baren Störungen führt. 

61. Die zuständige Stelle sollte, wenn die Ar- 
beitsbedingungen dies erfordern, ein Mindestalter 
für die Beschäftigung bei den in Absatz 60 bezeich- 
neten Arbeitsvorgängen festsetzen. 

62. Um die schädlichen Wirkungen zu verhüten 
oder soweit wie möglich einzuschränken, sollten 
entweder Ruhepausen während der Arbeitszeit vor- 
gesehen werden oder, wenn möglich, Systeme der 
Arbeitsverteilung oder wechselweiser Arbeit ange- 
wendet werden. 


XVII. Erste Hilfe 

63. In allen Betrieben, Einrichtungen, Verwaltun- 
gen oder Abteilungen, auf welche diese Empfehlung 
Anwendung findet, sollten je nach ihrer Größe und 
den möglicherweise auftretenden Gefahren vorhan- 
den sein: 

a) ein eigenes Krankenzimmer oder eine Stelle für 
Erste Hilfe oder 

b) ein von mehreren Betrieben, Einrichtungen, Ver- 
waltungen oder Abteilungen gemeinsam unter- 
haltenes Krankenzimmer oder eine Stelle für 
Erste Hilfe oder 

c) ein oder mehrere Schränke, Kästen oder eine 
oder mehrere Taschen für Erste Hilfe. 

64. (1) Die Ausstattung der in Absatz 63 vor- 
gesehenen Krankenzimmer, Stellen für Erste Hilfe 
und Schränke, Kästen oder Taschen für Erste Hilfe 
sollte von der zuständigen Stelle auf Grund der An- 
zahl der Arbeitnehmer und der Natur der Gefahren 
bestimmt werden. 

(2) Der Inhalt der Schränke, Kästen oder Taschen 
für Erste Hilfe sollte keimfrei und in gutem Zustand 
gehalten werden; er sollte mindestens einmal im 
Monat nachgeprüft werden. Bei dieser Gelegenheit 
oder nötigenfalls unmittelbar nach Benutzung soll- 
ten die Schränke, Kästen oder Taschen wieder auf- 
gefüllt werden. 

(3) Alle Schränke, Kästen oder Taschen für Erste 
Hilfe sollten einfache, leicht verständliche Anwei- 
sungen für Notbehandlungen enthalten und mit der 
deutlich sichtbaren Angabe des Namens der nach 
Absatz 65 bezeichneten verantwortlichen Person 
versehen sein. Ihr Inhalt sollte durch Etiketten sorg- 
fältig bezeichnet werden. 

65. Die Krankenzimmer, Stellen für Erste Hilfe 
und Schränke, Kästen oder Taschen für Erste Hilfe 
sollten jederzeit leicht aufzufinden und leicht zu- 
gänglich sein und unter der Verantwortung einer 
mit dieser Aufgabe betrauten Person stehen, die 
nach den Vorschriften der zuständigen Stelle zur 

I Ersten Hilfe befähigt ist. 
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XVIII. Speiseräume 

66. In den von der zuständigen Stelle zu be- 
stimmenden Fällen sollten den Arbeitnehmern Spei- 
seräume zur Verfügung gestellt werden. 

67. (1) Die Speiseräume sollten mit Sitzgelegen- 
heiten und Tischen in ausreichender Zahl ausgestat- 
tet sein. 

(2) In den Speiseräumen oder in deren unmittel- 
barer Nähe sollten eine Vorrichtung zum Wärmen 
von Speisen, frisches Trinkwasser und warmes Was- 
ser vorhanden sein. 

(3) Mit Deckeln versehene Abfallbehälter sollten 
vorhanden sein. 

68. (1) Die Speiseräume sollten von jedem Ort, 
wo Personen der Einwirkung giftiger Stoffe aus- 
gesetzt sind, getrennt sein. 

(2) Das Tragen verseuchter Arbeitskleidung sollte 
in den Speiseräumen untersagt sein. 


XIX. Ruheräume 

69. (1) In Betrieben, in denen für Arbeitnehmer, 
die während der Arbeit eine Ruhepause benötigen, 
keine sonstigen Einrichtungen bestehen, sollte dort, 
wo es mit Rücksicht auf die Art der Arbeit und auf 
die übrigen in Betracht kommenden Voraussetzun- 
gen und Umstände erwünscht ist, ein Ruhcraum 
eingerichtet werden. Ruheräume sollten insbeson- 
dere eingerichtet werden, um den Bedürfnissen fol- 
gender Gruppen zu entsprechen: der Arbeitnehme- 
rinnen; der Arbeitnehmer, die mit besonders be- 
schwerlichen oder mit Spezialarbeiten beschäftigt 
sind, die eine Ruhepause während der Arbeitszeit 
erfordern; ferner der Schichtarbeiter während der 
Arbeitspausen. 

(2) Die innerstaatliche Gesetzgebung sollte, so- 
weit es angezeigt ist, die zuständige Stelle dazu 
ermächtigen, die Einrichtung von Ruheräumen in 
bestimmten Betrieben oder Gruppen von Betrieben 
zu verlangen, sofern die zuständige Stelle diese 
Einrichtung mit Rücksicht auf die Bedingungen und 
Umstände der Beschäftigung als erwünscht erachtet. 

70. Diese Einrichtungen sollten mindestens um- 
fassen; 

a) einen Raum, für den je nach Klima die geeigne- 
ten Maßnahmen getroffen werden, um die wegen 
Kälte oder Wärme bestehenden unangenehmen 
Verhältnisse zu verbessern; 

b) angemessene Lüftung und Beleuchtung; 

c) geeignete Sitzgelegenheiten in ausreichender 
Zahl. 

XX. Pläne und Bauart 

71. Die Pläne von Neubauten, in denen Betriebe, 
Einrichtungen, Verwaltungen oder Abteilungen, auf 
welche diese Empfehlung Anwendung findet, unter- 


gebracht werden sollen, und Pläne von Neuanlagen 
zur Unterbringung von Betrieben, Einrichtungen, 
Verwaltungen oder Abteilungen in bestehenden Ge- 
bäuden, an denen erhebliche Änderungen vorge- 
nommen werden müssen, sollten den Bestimmungen 
dieser Empfehlung in größtmöglichem Maße ent- 
sprechen und in Fällen, die von der innerstaatlichen 
Gesetzgebung zu bestimmen sind, der zuständigen 
Stelle zur vorherigen Genehmigung vorgelegt wer- 
den. 

72. Die Pläne sollten ausreichende Angaben ent- 
halten, und zwar insbesondere über 

a) die Lage der Arbeitsräume, der Verkehrswege, 
der normalen Ausgänge, der Notausgänge und 
der sanitären Einrichtungen; 

b) die Maße der Arbeitsräume und der Notausgänge 
sowie der Türen und Fenster mit Angabe der 
Höhe der Fensterbänke; 

c) die Beschaffenheit der Fußböden, Wände und 
Decken; 

d) alle Maschinen und Anlagen, von denen Hitze, 
Dämpfe, Gase, Staub, Gerüche, Licht, Lärm oder 
Erschütterungen in einem Maße ausgehen kön- 
nen, daß die Gesundheit, die Sicherheit oder das 
Wohlbefinden der Arbeitnehmer darunter leiden 
könnte, sowie die zur Bekämpfung dieser un- 
erwünschten Wirkungen geplanten Maßnahmen; 

e) die Art der Heizung und der Beleuchtung; 

f) die gegebenenfalls vorgesehenen mechanischen 
Lüftungsanlagen ; 

g) alle etwaigen Vorkehrungen für die Schall- 
abdichtung, den Schutz gegen Feuchtigkeit und 
die Regelung der Temperatur. 

73. Die zuständige Stelle sollte angemessene 
Fristen für jede Änderung einräumen, die sie allen- 
falls anordnet, damit die Betriebe, Einrichtungen, 
Verwaltungen oder Abteilungen, auf welche diese 
Empfehlung Anwendung findet, deren Bestimmun- 
gen entsprechen. 

74. Die Fußbodenbeläge oder die Fußböden 
selbst, die Wände und Decken aller Räume sowie 
deren Einrichtung sollten nach Möglichkeit so ge- 
staltet werden, daß sie keine Gefahr für die Ge- 
sundheit bilden. 

75. Ausreichende Notausgänge sollten vorgese- 
hen und in gutem Zustand gehalten werden. 


XXL Maßnahmen gegen die Verbreitung 
von Krankheiten 

76. (1) Es sollten Maßnahmen getroffen werden, 

um die Verbreitung übertragbarer Krankheiten un- 
ter den in einem Betrieb, einer Einrichtung, Verwal- 
tung oder Abteilung, auf welche diese Empfehlung 
Anwendung findet, beschäftigten Personen sowie 
zwischen den Arbeitnehmern und der Allgemeinheit 
zu verhüten. 


27 



Drucksache V/159 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


(2) Diese Maßnahmen sollten insbesondere um- 
fassen: 

a) kollektive oder individuelle technische und ärzt- 
liche Verhütungsmaßnahmen, einschließlich der 
Verhütung ansteckender Krankheiten und der 
Bekämpfung von Insekten, Nagetieren und ande- 
ren schädlichen Tieren; 

b) ärztliche Uberwachungsmaßnahmen. 

XXII. Unterrichtung 

über Maßnahmen des Gesundheitsschutzes 

77. Es sollten Maßnahmen getroffen werden, um 
den Arbeitnehmern und Arbeitgebern die nötigen 
grundlegenden Kenntnisse der Maßnahmen des Ge- 
sundheitsschutzes zu vermitteln, welche die Arbeit- 
nehmer unter Umständen während ihrer Arbeitszeit 
anzuwenden haben. 

78. (1) Die Arbeitnehmer sollten insbesondere 
unterrichtet werden über 

a) die Gefahren für die Gesundheit, die allen schäd- 
lichen Stoffen, welche sie .gegebenenfalls hand- 
haben oder verwenden müssen, innewohnen, 
selbst wenn diese Produkte in dem betreffenden 
Betrieb nur selten verwendet werden; 

b) die Notwendigkeit, die für Zwecke der Hygiene 
und des Schutzes bereitgestellter Vorrichtungen 
und Ausrüstungen richtig zu verwenden. 

(2) Können den Arbeitnehmern vollständige Hin- 
weise für den Gesundheitsschutz nicht in einer 
Sprache gegeben werden, die sie verstehen, so soll- 
ten sie zumindest auf den Sinn bestimmter, vom 
Standpunkt des Gesundheitsschutzes wichtiger Wör- 
ter, Ausdrücke und Symbole in einer ihnen ver- 
ständlichen Sprache aufmerksam gemacht werden. 

XXIII. Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Gesundheitsschutzes 

79. (1) Zwischen der zuständigen Stelle, den 
Arbeitgebern und den Arbeitnehmern sollten gegen- 
seitige Kontakte hergestellt werden, um den Schutz 
der Gesundheit der Arbeitnehmer im Zusammen- 
hang mit ihrer Arbeit zu gewährleisten. 

(2) Die zuständige Stelle sollte bei der Durchfüh- 
rung der Bestimmungen dieser Empfehlung die maß- 
gebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
merverbände oder in deren Ermangelung Vertreter 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer anhören. 

80. (1) Die zuständige Stelle sollte das Studium 
aller Maßnahmen, die dem Schutz der Gesundheit 


der Arbeitnehmer im Zusammenhang mit ihrer Ar- 
beit dienen, fördern und diese Maßnahmen gegebe- 
nenfalls selbst treffen. 

(2) Die zuständige Stelle sollte für die Verbreitung 
aller Unterlagen über die Maßnahmen sorgen, die 
dem Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer im 
Zusammenhang mit ihrer Arbeit dienen. 

(3) Vollständige Auskünfte, Gutachten und Rat- 
schläge über alle in dieser Empfehlung behandelten 
Fragen sollten bei der zuständigen Stelle erhältlich 
sein. 

81. (1) In Betrieben, Einrichtungen und Verwal- 
tungen, für welche die zuständige Stelle es unter 
Berücksichtigung der möglicherweise auftretenden 
Gefahren für wünschenswert hält, sollte mindestens 
ein Delegierter oder Beauftragter für Fragen des 
Gesundheitsschutzes bestellt werden. 

(2) Die Delegierten oder Beauftragten für Fragen 
des Gesundheitsschutzes sollten bei der Beseitigung 
der Gefahren für die Gesundheit der Arbeitnehmer 
mit den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern eng 
Zusammenarbeiten und zu diesem Zweck insbeson- 
dere Fühlung mit den Vertretern der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer halten. 

(3) In Betrieben, Einrichtungen, Verwaltungen und 
Abteilungen, für welche die zuständige Stelle es 
unter Berücksichtigung der möglicherweise auftre- 
tenden Gefahren für wünschenswert hält, sollte ein 
Ausschuß für Gesundheitsschutz gebildet werden. 

(4) Die Ausschüsse für Gesundheitsschutz sollten 
insbesondere auf die Beseitigung der Gefahren für 
die Gesundheit der Arbeitnehmer hinwirken. 

82. Die zuständige Stelle sollte in Zusammen- 
arbeit mit den beteiligten Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern oder ihren maßgebenden Verbänden Un- 
tersuchungen durchführen, um Angaben über Krank- 
heiten zu sammeln, die möglicherweise ihren Ur- 
sprung in der beruflichen Tätigkeit haben, und 
Maßnahmen ausarbeiten, um die Ursachen und Vor- 
bedingungen dieser Krankheiten zu beseitigen. 


XXIV. Durchführung 

83. Geeignete Maßnahmen sollten getroffen wer- 
den, um durch angemessene Aufsicht oder durch 
sonstige Mittel die wirksame Durchführung der 
Gesetzgebung oder anderen Bestimmungen über den 
Gesundheitsschutz zu gewährleisten. 

84. Sofern die Art der Durchführung dieser Emp- 
fehlung es gestattet, sollte die wirksame Anwen- 
dung ihrer Bestimmungen durch angemessene 
Zwangsmaßnahmen gewährleistet werden. 
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Die Empfehlung soll das Übereinkommen über 
den Gesundheitsschutz im Handel und in Büros er- 
gänzen. Zu diesem Zweck geht ihr Geltungsbereich 
über den des Übereinkommens hinaus und umfaßt 
auch Betriebe des Gaststättengewerbes, Theater und 
Vergnügungsbetriebe. Außerdem sind die allgemei- 
nen Grundsätze des Übereinkommens näher präzi- 
siert. Für jeden von ihnen enthält die Empfehlung 
in jeweils besonderen Abschnitten ausführliche und 
ins einzelne gehende Vorschriften. Weitere Ab- 
schnitte enthalten zusätzliche Bestimmungen über 
Speiseräume, Ruheräume, Neu- und Umbauten, 
Maßnahmen gegen ansteckende Krankheiten und 
Gesundheitsvorsorge. Die Internationale Arbeits- 
konferenz hat von der Aufnahme der vielen Detail- 
vorschriften und zusätzlichen Anforderungen in das 
Übereinkommen abgesehen, damit dessen Ratifika- 
tion nicht erschwert wird. Die Anwendung der Vor- 
schriften in der Empfehlung soll den Mitgliedstaaten 


darüber hinaus noch dadurch erleichtert werden, daß 
es in deren Ermessen gestellt wird, auf welche Weise 
sie ihnen innerstaatliche Wirksamkeit geben. Sie 
können dies sowohl durch ihre Gesetzgebung tun als 
auch durch Gesamtarbeitsverträge und andere Ver- 
einbarungen zwischen den Sozialpartnern, durch 
Schiedssprüche oder ein sonstiges zulässiges Ver- 
fahren. 

Soweit die in der Empfehlung gestellten Anforde- 
rungen lediglich Konkretisierungen der allgemeinen 
Grundsätze des Übereinkommens sind, entspricht 
ihnen das deutsche Arbeitsschutzrecht ebenso wie 
dem Übereinkommen selbst. Soweit jedoch die Emp- 
fehlung durch Normen und Vorschriften erfüllt 
werden soll, die von der zuständigen Stelle zu er- 
lassen sind oder sie über den Rahmen der allgemei- 
nen Grundsätze des Übereinkommens hinausgeht, 
bedarf es noch näherer Prüfung, ob und inwieweit 
ihren Einzelvorschriften entsprochen werden kann. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 121 


Empfehlung betreffend Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
17. Juni 1964 zu ihrer achtundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat besciilossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten, eine Frage, die den fünften Ge- 
genstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung zur Ergänzung des Übereinkommens 
über Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten, 1964, erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 8. Juli 1964, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten, 1964, bezeichnet wird. 

1. In dieser Empfehlung 

a) umfaßt der Ausdruck „Gesetzgebung" alle Ge- 
setze und Verordnungen sowie die satzungsmä- 
ßigen Bestimmungen auf dem Gebiet der Sozia- 
len Sicherheit; 

b) bedeutet der Ausdruck „vorgeschrieben" von 
oder auf Grund der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung bestimmt; 

c) bezieht sich der Ausdruck „unterhaltsberechtigt" 
auf die in vorgeschriebenen Fällen als gegeben 
angenommene Unterhaltsberechtigung. 

2. Jedes Mitglied sollte die Anwendung seiner 
Gesetzgebung, die Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten vorsieht, wenn nötig schritt- 
weise, auf alle Gruppen von Arbeitnehmern aus- 
dehnen, die nach Artikel 4 Absatz 2 des Überein- 
kommens über Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten, 1964, von dem durch dieses Über- 
einkommen gewährten Schutz ausgenommen sind. 

3. (1) Jedes Mitglied sollte unter vorgeschriebe- 
nen Bedingungen die Leistungen bei Arbeitsunfäl- 
len und Berufskrankheiten oder ähnliche Leistungen, 
wenn nötig schrittweise und allenfalls durch frei- 
willige Versicherung, sicherstellen für: 

a) in der Gütererzeugung oder bei der Erbringung 
von Dienstleistungen beschäftigte Mitglieder von 
Genossenschaften; 

b) vorgeschriebene Gruppen selbständig Erwerbs- 
tätiger, insbesondere Personen, die kleine ge- 
werbliche oder landwirtschaftliche Betriebe besit- 
zen und selbst bewirtschaften; 


c) bestimmte Gruppen von Personen, die ohne Ent- 
gelt arbeiten, einschließlich von 

i) Personen, die in Ausbildung stehen, eine 
berufliche Eignungsprüfung abzulegen oder 
sich in anderer Weise auf ihre künftige 
Beschäftigung vorbereiten, darunter Schüler 
und Studenten; 

ii) Mitgliedern freiwilliger Vereinigungen, die 
mit der Bekämpfung von Naturkatastrophen, 
der Rettung von Menschenleben und Eigen- 
tum oder mit der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung betraut sind; 

iii) anderen, sonst nicht geschützten Personen- 
kreisen, deren Tätigkeit im öffentlichen In- 
teresse liegt oder staatsbürgerlichen oder 
wohltätigen Zwecken dient, beispielsweise 
Personen, die sich freiwillig für die Mitarbeit 
in einem öffentlichen Amt, in Sozialdiensten 
oder in Krankenhäusern zur Verfügung 
stellen; 

iv) Strafgefangenen und sonstigen in Haft be- 
findlichen Personen, die von den zuständi- 
gen Stellen angeordnete oder genehmigte 
Arbeiten verrichten. 

(2) Die Finanzmittel der freiwilligen Versicherung 
für die in Unterabsatz (1) dieses Absatzes bezeich- 
neten Grupen sollten nicht aus Beiträgen bestritten 
werden, die zur Finanzierung der Pflichtsysteme für 
Arbeitnehmer bestimmt sind. 

4. Sondersysteme für Seeleute, einschließlich der 
Seefischer, und für öffentliche Bedienstete sollten 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten Leistun- 
gen gewähren, die nicht weniger günstig sind als die 
im Übereinkommen über Leistungen bei Arbeitsun- 
fällen und Berufskrankheiten, 1964, vorgesehenen 
Leistungen. 

5. Jedes Mitglied sollte unter vorgeschriebenen 
Bedingungen die folgenden Unfälle als Arbeits- 
unfälle betrachten: 

a) Unfälle, ohne Rücksicht auf ihre Ursachen, die 
sich während der Arbeitszeit in oder in der 
Nähe der Arbeitsstätte oder an einem anderen 
Ort ereignen, an dem sich der Arbeitnehmer nur 
infolge seiner Beschäftigung befand; 

b) Unfälle, die sich innerhalb angemessener Zeit- 
spannen vor und nach der Arbeitszeit beim Be- 
fördern, Reinigen, Vorbereiten, Versorgen, In- 
standhalten, Aufbewahren oder Verpacken von 
Werkzeugen oder Arbeitskleidern ereignen; 
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c) Unfälle auf dem direkten Wege zwischen der 
Arbeitsstätte und 

i) dem Haupt- oder Nebenwohnort des Arbeit- 
nehmers oder 

ii) dem Ort, an dem der Arbeitnehmer gewöhn- 
lich seine Mahlzeiten einnimmt, oder 

iii) dem Ort, an dem er gewöhnlich seine Ent- 
lohnung erhält. 

6. (1) Jedes Mitglied sollte Krankheiten, die er- 
fahrungsgemäß daraus entstehen, daß der Arbeit- 
nehmer bei Arbeitsverfahren, beruflichen Tätig- 
keiten oder Beschäftigungen gefährlichen Stoffen 
oder Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, unter vor- 
geschriebenen Bedingungen als Berufskrankheiten 
anerkennen. 

(2) Der berufsbedingte Ursprung solcher Krank- 
heiten sollte unter Vorbehalt des Gegenbeweises 
angenommen werden, wenn der Arbeitnehmer 

a) der Gefahr während einer festgesetzten Mindest- 
dauer ausgesetzt war und 

b) die Anzeichen der Krankheit innerhalb einer 
festgesetzten Zeitdauer nach Beendigung der 
letzten Beschäftigung, bei der er der Gefahr aus- 
gesetzt war, aufgetreten sind. 

(3) Wenn die Mitglieder innerstaatliche Listen von 
Berufskrankheiten aufstellen und auf den neuesten 
Stand bringen, sollten sie jeder Liste von Berufs- 
krankheiten besondere Beachtung schenken, die der 
Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
von Zeit zu Zeit gegebenenfalls genehmigt. 

7. Enthält die innerstaatliche Gesetzgebui^ eine 
Liste bestimmter Krankheiten, deren berufsbeding- 
ter Ursprung angenommen wird, so sollte der Nach- 
weis des berufsbedingten Ursprungs anderer Krank- 
heiten oder von Krankheiten zugelassen werden, die 
in der Liste enthalten sind, aber unter anderen Vor- 
aussetzungen auftreten als denjenigen, auf denen 
die Annahme ihres berufsbedingten Ursprungs be- 
ruht. 

8. Die Barleistungen bei Arbeitsunfähigkeit soll- 
ten in jedem Fall eines Verdienstausfalls vom ersten 
Tag an gewährt werden. 

9. Die Beträge der Barleistungen bei vorüber- 
gehender oder beginnender Arbeitsunfähigkeit oder 
bei voraussichtlich dauerndem völligem Verlust der 
Erwerbsfähigkeit oder entsprechender Minderung 
der körperlichen Leistungsfähigkeit sollten 

a) nicht niedriger als zwei Drittel des Verdienstes 
des Verletzten sein, doch kann für den Leistungs- 
betrag oder für den bei dessen Berechnung zu- 
grunde gelegten Verdienst eine Höchstgrenze 
vorgeschrieben werden; oder 

b) wenn die Leistungen nach festen Sätzen gewährt 
werden, nicht niedriger als zwei Drittel des 
durchschnittlichen Verdienstes der Arbeitnehmer 
in jeder Hauptgruppe der wirtschaftlichen Tätig- 
keiten sein, in der die größte Zahl erwerbstätiger 
männlicher Personen beschäftigt ist. 


10. (1) Die Barleistungen bei voraussichtlich 
dauerndem Verlust der Erwerbsfähigkeit oder ent- 
sprechender Minderung der körperlichen Leistungs- 
fähigkeit sollten in allen Fällen, in denen der Grad 
des Verlustes oder der Minderung mindestens 25 
vom Hundert beträgt, in einer regelmäßig wieder- 
kehrenden Zahlung während der ganzen Dauer des 
Verlustes oder der Minderung bestehen. 

(2) Beträgt der Grad des voraussichtlich dauern- 
den Verlustes der Erwerbsfähigkeit oder der ent- 
sprechenden Minderung der körperlichen Leistungs- 
fähigkeit weniger als 25 vom Hundert, so kann an 
die Stelle einer regelmäßig wiederkehrenden Zah- 
lung eine einmalige Abfindung treten. Diese Ab- 
findung sollte in einem angemessenen Verhältnis 
zu den regelmäßig wiederkehrenden Zahlungen 
stehen und nicht niedriger als die Summe der regel- 
mäßig wiederkehrenden Zahlungen für drei Jahre 
sein. 

11. Erfordert der Zustand des Verletzten ständig 
fremde Hilfe oder Betreuung, so sollte vorgesehen 
werden, daß die dafür aufgewendeten Kosten in an- 
gemessenem Umfang erstattet werden; ist dies nicht 
vorgesehen, so sollte die regelmäßig wieder- 
kehrende Zahlung um einen vorgeschriebenen Hun- 
dertsatz oder Betrag erhöht werden. 

12. Hat ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrank- 
heit eine Beschäftigung unmöglich gemacht oder 
eine schwere Entstellung hervorgerufen und werden 
diese Umstände bei der Bemessung des Verlustes, 
den der Verletzte erlitten hat, nicht voll berücksich- 
tigt, so sollten zusätzliche oder besondere Leistun- 
gen gewährt werden. 

13. Erreichen die regelmäßig wiederkehrenden 
Zahlungen an den hinterbliebenen Ehegatten und 
die Kinder nicht den vorgeschriebenen Höchstbetrag, 
so sollten die folgenden Personenkreise, wenn sie 
dem Verstorbenen gegenüber unterhaltsberechtigt 
waren, eine regelmäßig wiederkehrende Zahlung 
erhalten: 

a) Eltern, 

b) Geschwister, 

c) Enkelkinder. 

14. Ist eine Höchstgrenze für den Gesamtbetrag 
der an alle Hinterbliebenen zu zahlenden Leistungen 
vorgeschrieben, so sollte dieser Höchstbetrag nicht 
niedriger sein als der bei voraussichtlich dauern- 
dem völligem Verlust der Erwerbsfähigkeit oder 
entsprechender Minderung der körperlichen Lei- 
stungsfähigkeit zu zahlende Leistungsbetrag. 

15. Die Beträge der nach Artikel 14 Absatz 2 
und 3 sowie nach Artikel 18 Absatz 1 des Überein- 
kommens über Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten, 1964, laufend zu zahlenden Bar- 
leistungen sollten unter Berücksichtigung von Ände- 
rungen in der allgemeinen Verdiensthöhe oder der 
Lebenshaltungskosten regelmäßig neu festgesetzt 
werden. 
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Die Internationale Arbeitskonferenz ist bei ihren 
Versuchen, bedeutende soziale Fragen durch inter- 
nationale Normen zu regeln, oft in der Weise ver- 
fahren, daß sie den großen Rahmen für eine gesetz- 
liche Regelung des jeweiligen Gegenstandes in der 
Form von Übereinkommen festlegte, während sie 
für die immer verschiedenen Möglichkeiten der 
Regelung der vielen Einzelheiten eine Empfehlung 
beschloß. Diese Praxis hat die Konferenz auch im 
Hinblick auf die bei Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten zu gewährenden Leistungen angewandt. 
Die Empfehlung ist daher als eine Ergänzung des 
Übereinkommens über Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten aufzufassen. 

Dies geschieht in mehrfacher Hinsicht. So sieht 
der persönliche Geltungsbereich der Empfehlung 
eine Einbeziehung weiterer Personengruppen sowie 
bestimmter Gruppen von Hinterbliebenen und die 
Beseitigung von Ausnahmen vor, die das Überein- 
kommen erlaubt. In sachlicher Hinsicht sollen nach 
der Empfehlung weitere Unfälle und Krankheiten 
in gleicher Weise wie Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten entschädigt werden. Schließlich sollen 
auch die Leistungen höher sein als sie im Überein- 
kommen vorgesehen sind. 

In der Empfehlung werden, besonders im Hinblick 
auf ihren persönlichen und sachlichen Geltungs- 
bereich, andere Akzente gesetzt als sie die deutsche 
gesetzliche Unfallversicherung kennt. Es wird unter 
diesen Umständen jeweils von Fall zu Fall geprüft 
werden müssen, inwieweit die Grundsätze der Emp- 
fehlung geeignet sind, bei der Fortentwicklung des 
deutschen Rechts als Richtlinie zu dienen. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 122 

Empfehlung betreffend die Beschäftigungspolitik 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
17. Juni 1964 zu ihrer achtundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

geht davon aus, daß die Erklärung von Philadel- 
phia die feierliche Verpflichtung der Internationalen 
Arbeitsorganisation anerkennt, bei den einzelnen 
Nationen der Welt Programme zu fördern, durch 
welche die Vollbeschäftigung und die Verbesserung 
der Lebenshaltung erreicht werden, und daß in der 
Präambel zur Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation die Verhütung der Arbeits- 
losigkeit und die Gewährleistung eines zur Be- 
streitung des Lebensunterhalts angemessenen Loh- 
nes vorgesehen werden; 

daß es ferner gemäß der Erklärung von Philadel- 
phia zu den Aufgaben der Internationalen Arbeits- 
organisation gehört, die Auswirkungen der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik auf die Beschäftigungs- 
politik im Hinblick auf das dort aufgestellte Haupt- 
ziel, daß „alle Menschen ungeachtet ihrer Rasse, 
ihres Glaubens und ihres Geschlechts . . . das Recht" 
haben, „materiellen Wohlstand und geistige Ent- 
wicklung in Freiheit und Würde, in wirtschaftlicher 
Sicherheit und unter gleich günstigen Bedingungen 
zu erstreben" zu prüfen und in Erwägung zu ziehen; 
und 

daß ferner die Allgemeine Erklärung der Men- 
schenrechte vorsieht, daß „jeder Mensch . . . das 
Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf ange- 
messene und befriedigende Arbeitsbedingungen so- 
wie auf Schutz gegen Arbeitslosigkeit" hat; 

nimmt Kenntnis von den Bestimmungen der be- 
stehenden internationalen Arbeitsübereinkommen 
und Empfehlungen, die mit der Beschäftigungs- 
politik unmittelbar Zusammenhängen, insbesondere 
des Übereinkommens und der Empfehlung über die 
Arbeitsmarktverwaltung, 1948, der Empfehlung be- 
treffend die Berufsberatung, 1949, der Empfehlung 
betreffend die berufliche Ausbildung, 1962, und des 
Übereinkommens und der Empfehlung über Dis- 
kriminierung (Beschäftigung und Beruf), 1958; 

ist der Ansicht, daß diese Ürkunden in den um- 
fassenderen Rahmen eines internationalen Pro- 
gramms für die Wirtschaftsexpansion auf der Grund- 
lage der vollen, produktiven und frei gewählten 
Beschäftigung eingebaut werden sollten; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die Beschäftigungspolitik, eine Frage, 
die zum achten Gegenstand ihrer Tagesordnung ge- 
hört, und 


dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 9. Juli 1964, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend die Beschäftigungspolitik, 1964, bezeichnet 
wird. 


I. Ziele der Besdiäftigungspolitik 

1. (1) Um das wirtschafliche Wachstum und die 
wirtschaftliche Entwicklung anzuregen, den Lebens- 
standard zu heben, den Arbeitskräftebedarf zu dek- 
ken sowie die Arbeitslosigkeit und die Unter- 
beschäftigung zu beseitigen, sollte jedes Mitglied 
als eines der Hauptziele eine aktive Politik fest- 
legen und verfolgen, die dazu bestimmt ist, die 
volle, produktive und frei gewählte Beschäftigung 
zu fördern. 

(2) Diese Politik sollte zu gewährleisten suchen, 

a) daß für alle Personen, die für eine Arbeit zur 
Verfügung stehen und Arbeit suchen, eine solche 
vorhanden ist; 

b) daß diese Arbeit so produktiv wie möglich ist; 

c) daß die Wahl der Beschäftigung frei ist und jeder 
Arbeitnehmer alle Möglichkeiten hat, die not- 
wendige Befähigung für eine ihm zusagende 
Beschäftigung zu erwerben und seine Fertig- 
keiten und Anlagen bei dieser Beschäftigung 
zu verwenden, und zwar ohne Rücksicht auf 
Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Glaubensbekennt- 
nis, politische Meinung, nationale Abstammung 
oder soziale Herkunft. 

(3) Diese Politik sollte den Stand und die Stufe der 
wirtschaftlichen Entwicklung sowie die Wechsel- 
beziehungen zwischen Beschäftigungszielen und an- 
deren wirtschaftlichen und sozialen Zielen gebüh- 
rend berücksichtigen und mit Methoden verfolgt 
werden, die den innerstaatlichen Verhältnissen und 
Gepflogenheiten entsprechen. 

II. Allgemeine Grundsätze 
der Besdiäftigungspolitik 

2. Die Ziele der Beschäftigungspolitik sollten 
eindeutig und öffentlich festgelegt werden, und zwar 
soweit wie möglich in Form von Zahlenwerten für 
das wirtschaftliche Wachstum und die Beschäftigung. 

3. Die Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer und ihre Verbände sollten bei der Auf- 
stellung der Politik für die Förderung und Nutzung 
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der menschlichen Fähigkeiten angehört werden; ihre 
Mitarbeit bei der Durchführung dieser Politik sollte 
im Geiste der Empfehlung betreffend die Beratung 
in einzelnen Wirtschaftszweigen und im gesamt- 
staatlichen Rahmen, 1960, angestrebt werden. 

4. (1) Die Beschäftigungspolitik sollte auf ana- 
lytischen Untersuchungen des gegenwärtigen und 
künftigen Umfangs sowie der Verteilung der Er- 
werbsbevölkerung, der Beschäftigung, der Arbeits- 
losigkeit und der Unterbeschäftigung gegründet 
sein. 

(2) Angemessene Mittel sollten für die Sammlung 
statistischer Angaben, die Vorbereitung analytischer 
Untersuchungen und die Bekanntmachung ihrer Er- 
gebnisse bereitgestellt werden. 

5. (1) Jedes Mitglied sollte die Bedeutung aner- 
kennen, die dem Ausbau der Produktionsmittel und 
der vollen Entfaltung der menschlichen Fähigkeiten 
zukommt, z. B. durch Erziehung, Berufsberatung und 
berufliche Ausbildung, Gesundheitsdienste und 
Wohnungsbau, und sollte trachten, die Aufwendun- 
gen für diese verschiedenen Zwecke in ein ange- 
messenes Gleichgewicht zu bringen und dieses auf- 
rechtzuerhalten. 

(2) Jedes Mitglied sollte die erforderlichen Maß- 
nahmen treffen, um Arbeitnehmern einschließlich 
Jugendlicher und anderer in das Erwerbsleben ein- 
tretender Personen dabei zu helfen, eine geeignete 
und produktive Beschäftigung zu finden und sich 
den wechselnden Erfordernissen der Wirtschaft an- 
zupassen. 

(3) Bei der Anwendung dieses Absatzes sollten 
insbesondere die Empfehlung betreffend die Berufs- 
beratung, 1949, die Empfehlung betreffend die be- 
rufliche Ausbildung, 1962, und das Übereinkommen 
und die Empfehlung über die Arbeitsmarktverwal- 
tung, 1948, berücksichtigt werden. 

6. (1) Die Beschäftigungspolitik sollte mit der 
gesamten Wirtschafts- und Sozialpolitik und in den 
Ländern, wo man sich der Wirtschaftsplanung oder 
-Programmierung als Mittel der Politik bedient, 
auch mit dieser koordiniert und in deren Rahmen 
durchgeführt werden. 

(2) Jedes Mitglied sollte in Beratung mit den 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern und ihren Ver- 
bänden und unter Beachtung ihrer Eigenständigkeit 
und der Verantwortung, die sie in einigen der in 
Frage kommenden Bereiche haben, die Beziehungen 
zwischen den Maßnahmen der Beschäftigungspolitik 
und anderen wichtigen Beschlüssen auf dem Gebiet 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik prüfen, damit 
deren Wirkung wechselseitig verstärkt wird. 

7. (1) Stehen arbeitsuchende Personen zur 
Verfügung, für die in absehbarer Zeit voraus- 
sichtlich keine Arbeit vorhanden sein wird, so sollte 
die Regierung prüfen und in einer öffentlichen Er- 
klärung darlegen, wie den Bedürfnissen dieser Per- 
sonen Genüge geleistet werden soll. 

(2) Jedes Mitglied sollte im weitesten Maß, das I 
seine verfügbaren Hilfsmittel und die Stufe seiner j 
wirtschaftlichen Entwicklung zulassen, unter Be- ! 


rücksichtigung der internationalen Normen auf dem 
Gebiet der Sozialen Sicherheit und des Absatzes 5 
dieser Empfehlung Maßnahmen treffen, um arbeits- 
losen und unterbeschäftigten Personen in der Zeit 
ihrer Arbeitslosigkeit bei der Befriedigung ihrer 
eigenen Grundbedürfnisse und derjenigen ihrer An- 
gehörigen und bei ihrer Anpassung an eine andere 
nützliche Beschäftigung zu helfen. 

IIL Allgemeine und gezielte Maßnahmen 
der Beschäftigungspolitik 

Allgemeine Erwägungen 

8. Zur Bewältigung von Beschäftigungsproble- 
men, die auf Schwankungen der Wirtschaftstätig- 
keit, auf strukturelle Änderungen und insbesondere 
auf einen unzureichenden Umfang der Wirtschafts- 
tätigkeit zurückgehen, sollten folgende Maßnahmen 
getroffen werden: 

a) allgemeine Maßnahmen der Wirtschaftspolitik; 

b) gezielte Maßnahmen in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit der Beschäftigung einzelner Arbeit- 
nehmer oder bestimmter Arbeitnehmerkatego- 
rien. 

9. Die Wahl geeigneter Maßnahmen sowie des 
Zeitpunktes ihrer Anwendung sollte auf einer 
gründlichen Untersuchung der Ursachen der Arbeits- 
losigkeit zur Unterscheidung ihrer verschiedenen 
Arten beruhen. 

Allgemeine langfristige Maßnahmen 

10. Allgemeine wirtschaftspolitische Maßnahmen 
sollten darauf abstellen, eine in ständigem Wachs- 
tum befindliche und einen angemessenen Grad von 
Stabilität aufweisende Wirtschaft zu begünstigen, 
welche den besten äußeren Rahmen für den Erfolg 
gezielter Maßnahmen der Beschäftigungspolitik 
bildet. 

Allgemeine kurzfristige Maßnahmen 

11. (1) Maßnahmen kurzfristiger Art sollten ge- 
plant und getroffen werden, um das Auftreten all- 
gemeiner Arbeitslosigkeit oder Unterbeschäftigung 
in Verbindung mit einem ungenügenden Umfang der 
Wirtschaftstätigkeit zu verhüten, wie auch um einem 
inflationären Druck in Verbindung mit einer Stö- 
rung des Gleichgewichts auf dem Arbeitsmarkt ent- 
gegenzuwirken. Sind diese Erscheinungen schon ein- 
getreten oder drohen sie einzutreten, so sollten 
Maßnahmen zur Steigerung oder gegebenenfalls zur 
Verminderung des privaten Verbrauchs, der priva- 
ten Investitionen und/oder der laufenden oder der 
Investitionsausgaben des Staates getroffen werden. 

(2) Da die Wahl des Zeitpunktes der Gegenmaß- 
nahmen gegen eine Rezession, eine Inflation oder 
andere Störungen des Gleichgewichts von großer 
Wichtigkeit ist, sollten den Regierungen im Ein- 
klang mit dem innerstaatlichen Verfassungsrecht 
Vollmachten übertragen werden, die es ihnen er- 
möglichen, solche Maßnahmen kurzfristig einzu- 
führen oder abzuändern. 
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Gezielte Maßnahmen 

12. Maßnahmen sollten geplant und getroffen 
werden, um Saisonschwankungen in der Beschäfti- 
gung auszugleichen. Insbesondere sollten geeignete 
Schritte unternommen werden, um die Nachfrage 
nach den Erzeugnissen und Dienstleistungen der in 
Saisonberufen beschäftigten Arbeitnehmer gleich- 
mäßiger über das ganze Jahr zu verteilen oder 
ergänzende Beschäftigungen für solche Arbeit- 
nehmer zu schaffen. 

13. (1) Maßnahmen sollten geplant und getroffen 
werden, um das Entstehen und Umsichgreifen von 
Arbeitslosigkeit oder Unterbeschäftigung infolge 
struktureller Änderungen zu verhüten und die An- 
passung der Produktion und der Beschäftigung an 
solche Änderungen zu fördern und zu erleichtern. 

(2) Im Sinne dieser Empfehlung bedeutet der Aus- 
druck „strukturelle Änderungen" langfristige und 
erhebliche Änderungen in Form einer Umschichtung 
der Nachfrage oder des Aufkommens neuer inländi- 
scher oder ausländischer Versorgungsquellen (ein- 
schließlich von Güterlieferungen aus Ländern mit 
niedrigeren Produktionskosten) oder von Neuerun- 
gen in der Produktionstechnik oder von Änderun- 
gen in der Zahl der Arbeitskräfte. 

(3) Das zweifache Ziel der Maßnahmen zur An- 
passung an strukturelle Änderungen sollte darin 
bestehen, 

a) möglichst großen Vorteil aus dem wirtschaft- 
lichen und technischen Fortschritt zu ziehen; 

b) Personenkreise und Einzelpersonen, deren Be- | 

schäftigung von strukturellen Änderungen be- j 
troffen wird, vor Härten finanzieller oder anderer 
Art zu schützen. 1 

14. (1) Zu diesem Zweck und um den Produk- i 
tionsausfall zu vermeiden, den Verzögerungen bei 
der Besetzung freier Arbeitsplätze nach sich ziehen, 
sollten die Mitglieder Programme aufstellen und 
ausreichend finanzieren, mit deren Hilfe die Arbeit- 
nehmer neue Arbeitsplätze finden und sich ihnen 
anpassen können. 

(2) Diese Programme sollten einschließen: 

a) die Einrichtung einer wirksamen Arbeitsmarkt- 
verwaltung unter Berücksichtigung der Bestim- 
mungen des Übereinkommens und der Empfeh- 
lung über die Arbeitsmarktverwaltung, 1948; 

b) die Bereitstellung und Förderung von Ausbil- 
dungs- und Umschulungseinrichtungen unter Be- 
rücksichtigung der Bestimmungen der Empfeh- 
lung betreffend die berufliche Ausbildung, 1962, 
um es den Arbeitnehmern zu ermöglichen, die für 
eine Dauerbeschäftigung in aussichtsreichen Be- 
rufen benötigte Befähigung zu erwerben; 

c) die Koordinierung der Wohnungspolitik mit der 
Beschäftigungspolitik durch Bereitstellung von 
angemessenen Wohnungen und Gemeinschafts- 
einrichtungen in Orten mit freien Arbeitsplätzen 
und die Gewährung von Umzugsbeihilfen an 
Arbeitnehmer und ihre Angehörigen durch den 
Arbeitgeber oder aus öffentlichen Mitteln. 


15. Besonderer Vorrang sollte den Maßnahmen 
zur Überwindung der Jugendarbeitslosigkeit einge- 
räumt werden, die ein ernstes und in manchen Län- 
dern sich verschärfendes Problem darstellt. Bei den 
im Übereinkommen und in der Empfehlung über die 
Arbeitsmarktverwaltung, 1948, in der Empfehlung 
betreffend die Berufsberatung, 1949, und in der 
Empfehlung betreffend die berufliche Ausbildung, 
1962, in Aussicht genommenen Vorkehrungen für 
Jugendliche sollten die Entwicklungsrichtungen der 
strukturellen Änderungen in vollem Maße berück- 
sichtigt werden, um sicherzustellen, daß die Fähig- 
keiten der Jugendlichen entsprechend den sich än- 
dernden Bedürfnissen der Wirtschaft gefördert und 
verwendet werden. 

16. Es sollten Anstrengungen unternommen wer- 
den, um den besonderen Bedürfnissen von Per- 
sonengruppen zu entsprechen, die infolge struk- 
tureller Änderungen oder aus anderen Gründen be- 
sonderen Schwierigkeiten gegenüberstehen, wie 
ältere Arbeitnehmer, Behinderte und andere Arbeit- 
nehmer, für die es besonders schwierig sein kann, 
ihren Wohnort oder Beruf zu wechseln. 

17. Besondere Beachtung sollte den Beschäfti- 
gungs- und Einkommensbedürfnissen in zurück- 
gebliebenen Regionen sowie in Gebieten geschenkt 
werden, in denen die strukturellen Änderungen eine 
große Zahl von Arbeitnehmern betreffen, damit eine 
ausgeglichenere Wirtschaftstätigkeit im ganzen 
Land herbeigeführt und dadurch die produktive 
Verwertung aller Hilfsquellen sichergestellt wird. 

18. (1) Treten strukturelle Änderungen von 
außergewöhnlicher Größenordnung ein, so können 
sich neben Maßnahmen der in den Absätzen 13 
bis 17 dieser Empfehlung angegebenen Art Maß- 
nahmen zur Vermeidung ausgedehnter plötzlicher 
Erschütterungen und zur Verteilung der Folge- 
wirkungen solcher Änderungen über einen ange- 
messenen Zeitraum als notwendig erweisen. 

(2) In solchen Fällen sollten die Regierungen in 
Beratung mit allen beteiligten Kreisen unverzüg- 
lich prüfen, welche Methoden vorübergehenden und 
außergewöhnlichen Charakters am besten geeignet 
sind, die Anpassung der betroffenen Industrien an 
die strukturellen Änderungen zu erleichtern, und 
entsprechende Maßnahmen treffen. 

19. Es sollten geeignete Einrichtungen mit klar 
abgegrenztem Aufgabenbereich bezüglich der in den 
Absätzen 13 bis 18 dieser Empfehlung behandelten 
Fragen geschaffen werden, um die Anpassung der 
Produktion und der Beschäftigung an strukturelle 
Änderungen zu fördern und zu erleichtern. 

20. (1) In der Beschäftigungspolitik sollte die 
allgemeine Erfahrung berücksichtigt werden, daß 
als Folge des technologischen Fortschritts und der 
höheren Produktivität sich gewöhnlich Möglich- 
keiten für eine Verlängerung der Freizeit und eine 
Intensivierung der Bildungsarbeit ergeben. 

(2) Es sollten Anstrengungen unternommen wer- 
den, um diese Möglichkeiten mit Hilfe von Metho- 
den zu nutzen, die den innerstaatlichen Verhält- 
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nissen und Gepflogenheiten und den Verhältnissen 
in jedem Wirtschaftszweig entsprechen; diese Me- 
thoden können einschließen: 

a) eine Verkürzung der Arbeitszeit ohne Verminde- 
rung der Löhne im Rahmen der Empfehlung be- 
treffend die Verkürzung der Arbeitszeit, 1962; 

b) einen längeren bezahlten Urlaub; 

c) einen späteren Eintritt in das Erwerbsleben, ver- 
bunden mit einer weitergehenden Erziehung und 
Ausbildung. 

IV. Beschäftigungsprobleme im Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen Unterentwicklung 

Investitions- und Einkommenspolitik 

21. In Entwicklungsländern sollte die Beschäfti- 
gungspolitik einen wesentlichen Bestandteil einer 
Politik zur Förderung des Wachstums und der ge- 
rechten Verteilung des Volkseinkommens bilden. 

22. Zum Zweck der raschen Expansion der Güter- 
erzeugung, der Investitionen und der Beschäftigung 
sollten die Mitglieder im Einklang mit der Emp- 
fehlung betreffend die Beratung in einzelnen Wirt- 
schaftszweigen und im gesamtstaatlichen Rahmen, 
1960, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer und ihre 
Verbände um ihre Meinung und ihre aktive Mit- 
arbeit bei der Gestaltung und Durchführung der 
staatlichen Wirtschaftsentwicklungspolitik und der 
verschiedenen Aspekte der Sozialpolitik ersuchen. 

23. (1) In Ländern, in denen ein Mangel an Be- 
schäftigungsmöglichkeiten mit Kapitalknappheit ver- 
bunden ist, sollten alle geeigneten Maßnahmen zur 
Anregung der einheimischen Spartätigkeit sowie 
des Zustroms von Finanzmitteln aus anderen Län- 
dern und von internationalen Institutionen getroffen 
werden, um die produktiven Investitionen zu ver- 
mehren, ohne daß die staatliche Souveränität oder 
die wirtschaftliche Unabhängigkeit der Empfänger- 
länder beeinträchtigt wird. 

(2) Damit diese Länder die verfügbaren Hilfs- 
quellen rationell verwerten und die Beschäftigungs- 
möglichkeiten soweit wie möglich vermehren kön- 
nen, wäre es zweckmäßig, wenn sie ihre Investi- 
tionen und ihre anderen auf die Entwicklung gerich- 
teten Anstrengungen mit denjenigen anderer Län- 
der, insbesondere in der gleichen Region, koordi- 
nierten. 

Förderung der Beschäftigung in der Industrie 

24. (1) Die Mitglieder sollten der dringenden 
Notwendigkeit der Schaffung von öffentlichen oder 
privaten Industrien Rechnung tragen, welche die 
verfügbaren Rohstoffe und Energiequellen verwen- 
den, der wechselnden Struktur der Nachfrage auf 
den Inlands- und Auslandsmärkten entsprechen und 
sich moderner Verfahren und geeigneter Forschun- 
gen bedienen, um auf lange Sicht zusätzliche Be- 
schäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. 

(2) Die Mitglieder sollten alle Anstrengungen 
unternehmen, um eine Stufe der industriellen Ent- 


wicklung zu erreichen, die im Rahmen einer aus- 
geglichenen Volkswirtschaft die rationelle Produk- 
tion der größtmöglichen Menge von Fertigerzeug- 
nissen unter Verwendung von Ortskräften gewähr- 
leistet. 

(3) Besondere Beachtung sollte Maßnahmen ge- 
schenkt werden, die eine leistungsfähige Produk- 
tion bei niedrigen Kosten, eine vielseitige Gestal- 
tung der Wirtschaft und eine ausgeglichene regio- 
nale Wirtschaftsentwicklung begünstigen. 

25. Die Mitglieder sollten nicht nur die Entwick- 
lung der modernen Industrie fördern, sondern nach 
Maßgabe der technischen Erfordernisse auch aus- 
findig machen, wie durch folgende Mittel die Be- 
schäftigungsmöglichkeiten vermehrt werden können: 

a) durch verstärkte Produktion oder die Förderung 
einer verstärkten Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen, die zahlreiche Arbeitskräfte er- 
fordern; 

b) durch die Förderung arbeitsintensiverer Verfah- 
ren, wo diese eine rationellere Verwertung der 
vorhandenen Hilfsquellen ermöglichen. 

26. Es sollten Maßnahmen getroffen werden, die 
dazu bestimmt sind, 

a) die vorhandene industrielle Kapazität besser 
auszunutzen, soweit dies mit dem Bedarf der 
Inlands- und Auslandsmärkte vereinbar ist, z. B. 
durch systematischere Verwendung der Schicht- 
arbeit, wobei auf Erleichterungen für Nacht- 
schichtarbeiter sowie auf die Notwendigkeit 
Rücksicht genommen werden sollte, Schlüssel- 
kräfte in genügender Anzahl auszubilden, damit 
die Schichtarbeit wirkungsvoll funktioniert; 

b) Handwerkszweige und Kleingewerbe zu schaffen 
und ihnen bei ihrer Anpassung an den tech- 
nischen Fortschritt und an veränderte Marktver- 
hältnisse zu helfen, so daß sie mehr Arbeits- 
kräfte beschäftigen können, ohne auf Schutzmaß- 
nahmen oder besondere Vorrechte angewiesen 
zu sein, die das allgemeine Wirtschaftswachstum 
behindern würden; zu diesem Zweck sollte die 
Schaffung von Genossenschaften gefördert wer- 
den, und es sollte darauf hingearbeitet werden, 
daß Klein- und Großindustrien miteinander in 
Verbindung stehen und einander ergänzen und 
daß neue Absatzmöglichkeiten für die Erzeug- 
nisse der Industrie erschlossen werden. 

Förderung der Beschäftigung im ländlichen Bereich 

27. (1) Im Rahmen einer koordinierten gesamt- 
staatlichen Politik sollten Länder mit ausgedehnter 
ländlicher Unterbeschäftigung besonderen Nach- 
druck auf ein großangelegtes Programm zur Förde- 
rung der produktiven Beschäftigung im ländlichen 
Bereich durch eine Verbindung von institutioneilen 
und technischen Maßnahmen legen und dabei in 
größtmöglichem Ausmaß die beteiligten Personen- 
kreise selbst zur Mitarbeit heranziehen. Ein Pro- 
gramm dieser Art sollte sich auf eine gründliche 
Untersuchung der Wesensart, der Ausdehnung und 
der regionalen Verteilung der ländlichen Unter- 
beschäftigung stützen. 


36 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/159 


(2) Dieses Programm sollte vor allem darauf ab- 
zielen, Anreizmittel und soziale Verhältnisse zu 
schaffen, die den vollständigeren Einsatz der an Ort 
und Stelle verfügbaren Arbeitskräfte bei der Ent- 
wicklung der ländlichen Gebiete sowie die Ver- 
besserung der Produktivität und der Qualität der 
Erzeugnisse begünstigen. Den Ortsverhältnissen 
entsprechende Maßnahmen sollten nach Möglichkeit 
durch angemessene Forschung und Inangriffnahme 
von Mehrzweck-Richtprojekten festgelegt werden. 

(3) Besondere Beachtung sollte der Notwendigkeit 
geschenkt werden, neue Möglichkeiten für eine pro- 
duktive Beschäftigung in der Landwirtschaft und 
Viehzucht zu schaffen. 

(4) Die institutionellen Maßnahmen zur Förderung 
der produktiven Beschäftigung im ländlichen Be- 
reich sollten Agrarreformen einschließen, die den 
Bedürfnissen des Landes entsprechen, und zwar eine 
Bodenreform und Verbesserung der Grundbesitz- 
verhältnisse, die Reform der Methoden der Grund- 
besteuerung, die Ausdehnung des Kreditwesens, die 
Verbesserung der Absatzeinrichtungen und die För- 
derung des Genossenschaftswesens auf dem Gebiet 
der Produktion und des Absatzes. 

Bevölkerungszunahme 

28. Die Länder, deren Bevölkerung rasch zu- 
nimmt, und insbesondere diejenigen, in denen sie 
bereits einen starken Druck auf die Volkswirtschaft | 
ausübt, sollten die wirtschaftlichen, sozialen und | 
demographischen Faktoren, welche die Bevölke- j 
rungszunahme beeinflussen, im Hinblick auf die | 
Verfolgung einer Wirtschafts- und Sozialpolitik j 
prüfen, die geeignet ist, ein ausgeglicheneres Ver- j 
hältnis zwischen der Zunahme der Beschäftigungs- 
möglichkeiten und der Zunahme der Arbeitskräfte , 
herbeizuführen. j 


V. Maßnahmen der Arbeitgeber u:id 
Arbeitnehmer und ihrer Verbände 

29. (1) Die Arbeitgeber und Arbeitnehmer des 

privaten wie des öffentlichen Sektors und ihre Ver- 
bände sollten alle durchführbaren Maßnahmen tref- 
fen, um die Verwirklichung und Aufrechterhaltung 
der vollen, produktiven und frei gewählten Be- 
schäftigung zu fördern. 

(2) Insbesondere sollten sie 

a) sich miteinander und, wo dies angebracht ist, 
mit den zuständigen Behörden, Arbeitsmarktver- 
waltungen oder ähnlichen Stellen möglichst früh- 
zeitig beraten, um Maßnahmen zur Anpassung 
an Veränderungen der Beschäftigungslage aus- 
zuarbeiten, die für alle Beteiligten zufrieden- 
stellend sind; 

b) die Tendenz der Wirtschafts- und Beschäftigungs- 
lage sowie des technischen Fortschritts studieren 
und gegebenenfalls rechtzeitig Maßnahmen der 
Regierungen und der öffentlichen und privaten 


Betriebe Vorschlägen, die unter Wahrung der 
Interessen der Allgemeinheit geeignet sind, die 
Arbeitsplätze und die Beschäftigungsaussichten 
der Arbeitnehmer zu sichern; 

c) für ein besseres Verständnis der wirtschaftlichen 
Zusammenhänge und der Ursachen von Änderun- 
gen hinsichtlich der Beschäftigungsmöglichkeiten 
in bestimmten Berufen, Industrien oder Gebieten 
sowie der Notwendigkeit beruflicher und geo- 
graphischer Mobilität der Arbeitskräfte werben; 

d) sich bemühen, ein Klima zu schaffen, das ohne 
Beeinträchtigung der nationalen Souveränität, 
der wirtschaftlichen Unabhängigkeit oder der 
Vereinigungsfreiheit vermehrte Investitionen in- 
ländischen und ausländischen Kapitals begünstigt 
und dadurch das wirtschaftliche Wachstum des 
Landes günstig beeinflußt; 

e) die erforderlichen Einrichtungen, wie Ausbil- 
dungs- und Umschulungseinrichtungen, oder 
finanzielle Beihilfen bereitstellen oder für deren 
Bereitstellung sorgen; 

f) eine Politik hinsichtlich der Löhne, Sozialleistun- 
gen und Preise fördern, die mit den Zielen der 
Vollbeschäftigung, des Wirtschaftswachstums, 
der Hebung des Lebensstandards und der Wäh- 
rungsstabilität im Einklang steht, ohne die be- 
rechtigten Ziele der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer und ihrer Verbände zu gefährden; und 

g) den Grundsatz der Gleichheit der Gelegenheiten 
und der Behandlung in Beschäftigung und Be- 
ruf unter Berücksichtigung der Bestimmungen 
des Übereinkommens und der Empfehlung über 
die Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf), 
1953, wahren. 

(3) In Beratung und Zusammenarbeit mit den 
Arbeitnehmerverbänden und/oder den Vertretern 
der Arbeitnehmer auf der Ebene des Unterneh- 
mens, soweit dies angebracht ist, und unter Berück- 
sichtigung der wirtschaftlichen und sozialen Ver- 
hältnisse des Landes sollten die Unternehmen Maß- 
nahmen mit dem Ziel treffen, die Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen, die Zahl der verfügbaren Arbeitsplätze 
zu vergrößern und die Folgen der Arbeitslosigkeit 
auf ein Mindestmaß zu beschränken; solche Maß- 
nahmen können folgendes umfassen: 

a) die Umschulung von Arbeitnehmern für andere 
Tätigkeiten innerhalb des Unternehmens; 

b) Versetzungen innerhalb des Unternehmens; 

c) eine sorgfältige Prüfung der Hindernisse, die 
einer Ausdehnung der Schichtarbeit im Wege 
stehen, und Maßnahmen zu deren Überwindung; 

d) die Gewährung möglichst langer Kündigungs- 
fristen für Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhält- 
nis beendigt werden soll, eine zweckentspre- 
chende Benachrichtigung der Behörden und eine 
Einkommenssicherung in irgendeiner Form für 
die Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis be- 
endigt wurde, unter Berücksichtigung der Be- 
stimmungen der Empfehlung betreffend die Be- 
endigung des Arbeitsverhältnisses, 1963. 
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VI. Internationale Maßnahmen 
zur Förderung der Beschäftigungsziele 

30. Die Mitglieder sollten, gegebenenfalls mit 
Unterstützung von internationalen Regierungs- und 
anderen Organisationen, im Rahmen internationaler 
Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigungsziele 
Zusammenarbeiten und in ihrer innerstaatlichen 
Wirtschaftspolitik alle Maßnahmen zu vermeiden 
suchen, die sich nachteilig auf die Beschäftigungs- 
lage und die allgemeine wirtschaftliche Stabilität 
in anderen Ländern, einschließlich der Entwicklungs- 
länder, auswirken, 

31. Die Mitglieder sollten sich an allen Be- 
mühungen beteiligen, den Welthandel als ein Mittel 
zur Förderung des Wirtschaftswachstums und der 
Vermehrung der Beschäftigungsmöglichkeiten aus- 
zuweiten. Insbesondere sollten sie alle durchführ- 
baren Maßnahmen treffen, um die ungünstigen 
Rückwirkungen von Schwankungen der Austausch- 
verhältnisse im zwischenstaatlichen Handel sowie 
von Problemen der Zahlungsbilanz und der Liqui- 
dität auf den Beschäftigungsstand zu mildern. 

32. (1) Die Industrieländer sollten in ihrer Wirt- 
schaftspolitik, einschließlich ihrer Politik der wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit und der Steigerung der 
Nachfrage, die Notwendigkeit berücksichtigen, die 
Beschäftigung in anderen Ländern, insbesondere in 
den Entwicklungsländern, zu heben. 

(2) Sie sollten, so rasch es die Umstände gestatten, 
Vorkehrungen für eine vermehrte Einfuhr von Fer- 
tigwaren und von Waren sowohl in verarbeitetem, 
teilweise verarbeitetem als auch in rohem Zustand 
treffen, die in den Entwicklungsländern in ratio- 
neller Weise erzeugt werden können, und auf diese 
Weise den gegenseitigen Güteraustausch fördern 
und die Beschäftigung in den Ausfuhrgüter erzeu- 
genden Wirtschaftszweigen vermehren. 

33. Die internationale Wanderung beschäftigung- 
suchender Arbeitskräfte, soweit sie mit den wirt- 
schaftlichen Bedürfnissen der Einwanderungs- wie 
der Auswanderungsländer vereinbar ist, einschließ- 
lich der Wanderung aus Entwicklungsländern nach 
Industrieländern, sollte unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen des Übereinkommens und der Emp- 
fehlung über Wanderarbeiter (Neufassung), 1949, 
sowie des Übereinkommens über die Gleichbehand- 
lung (Soziale Sicherheit), 1962, erleichtert werden. 

34. (1) Im Rahmen der internationalen techni- 
schen Zusammenarbeit auf multilateralem und bi- 
lateralem Wege sollte der Notwendigkeit, eine 
aktive Beschäftigungspolitik zu verfolgen, beson- 
dere Beachtung geschenkt werden. 

(2) Zu diesem Zweck sollte die Zusammenarbeit 
folgendes umfassen: 

a) Ratschläge auf dem Gebiet der Beschäftigungs- 
politik und Arbeitsmarktorganisation, die wesent- 
liche Elemente der allgemeinen Entwicklungs- 
planung und -Programmierung darstellen; 


j b) Zusammenarbeit bei der Ausbildung qualifizier- 
I ter Ortskräfte, einschließlich des technischen und 

I leitenden Personals. 

(3) Die Programme für eine technische Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der Ausbildung sollten darauf 
abzielen, den Entwicklungsländern geeignete Mittel 
für Ausbildungszwecke innerhalb der betreffenden 
Länder oder der betreffenden Region zur Verfügung 
zu stellen. Ferner sollten in diesen Programmen 
angemessene Vorkehrungen für die Lieferung von 
Ausrüstungen getroffen werden. Als ergänzende 
Maßnahme sollten auch Mittel für die Ausbildung 
von Staatsangehörigen der Entwicklungsländer in 
den Industrieländern bereitgestellt werden. 

(4) Die Mitglieder sollten alle Anstrengungen 
unternehmen, um die Freistellung hochqualifizier- 
ter Fachleute, die im Staatsdienst und außerhalb 
des Staatsdienstes auf den verschiedenen Gebieten 
der Beschäftigungspolitik tätig sind, für die Arbeit 
in Entwicklungsländern — während einer angemes- 
senen Zeitspanne — zu erleichtern. Insbesondere 
sollten sie sich bemühen, eine solche Freistellung 
für die betreffenden Fachleute erstrebenswert zu 
machen. 

(5) Bei der Vorbereitung und Durchführung von 
Programmen für die technische Zusammenarbeit 
sollte die aktive Mitarbeit der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände in den beteiligten Ländern 
angestrebt werden. 

35. Die Mitglieder sollten den internationalen 
Austausch technologischer Verfahren im Hinblick 
auf die Steigerung der Produktivität und der Be- 
schäftigung durch Vergebung von Lizenzen und 
durch andere Formen der industriellen Zusammen- 
arbeit fördern. 

36. In ausländischem Eigentum stehende Unter- 
nehmen sollten ihren Personalbedarf durch die Be- 
schäftigung und Ausbildung von Ortskräften ein- 
schließlich von leitendem und Aufsichtspersonal 
decken. 

37. Vorkehrungen für die regelmäßige Erörte- 
rung und den Austausch von Erfahrungen auf dem 
Gebiet der Beschäftigungspolitik, insbesondere der 
Beschäftigungspolitik in den Entwicklungsländern, 
sollten getroffen werden, falls angebracht auf regio- 
naler Grundlage, wobei gegebenenfalls das Inter- 
nationale Arbeitsamt seine Unterstützung leihen 
kann. 

VII. Vorschläge 

über die Durchführungsmethoden 

38. Bei der Durchführung der Bestimmungen die- 
ser Empfehlung sollten sich die Mitglieder der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation sowie die beteilig- 
ten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, soweit 
möglich und wünschenswert, von den im Anhang 
enthaltenen Vorschlägen über* die Durchführungs- 
methoden leiten lassen. 
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Anhang 


Vorschläge über die Durchführungsmethoden 


L Allgemeine und gezielte Maßnahmen 
der Beschäftigungspolitik 

1. (1) Jedes Mitglied sollte 

a) laufend Untersuchungen über Zahl und Vertei- 
lung der Arbeitskräfte, Art und Umfang der 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung und 
über die Entwicklungstendenzen in diesen Be- 
reichen anstellen; in diesen Untersuchungen soll- 
ten, wenn möglich, analysiert werden: 

i) die Verteilung der Arbeitskräfte nach Alter, 
Geschlecht, Berufsgruppe, Qualifikation, Re- 
gion und Wirtschaftssektor; die voraussicht- 
lichen Tendenzen der zukünftigen Entwick- 
lung auf jedem dieser Gebiete; die Auswir- 
kungen demographischer Faktoren, insbeson- 
dere in Entwicklungsländern mit rascher Be- 
völkerungszunahme, sowie des technischen 
Fortschritts auf diese Tendenzen; 

ii) der Umfang der produktiven Beschäftigungs- 
möglichkeiten, die gegenwärtig zur Ver- 
fügung stehen und zu verschiedenen Zeit- 
punkten in den verschiedenen Wirtschafts- 
sektoren, Regionen und Berufsgruppen vor- 
aussichtlich zur Verfügung stehen werden, 
unter Berücksichtigung der vorauszusehenden 
Änderungen der Nachfrage und der Produk- 
tivität; 

b) energische Anstrengungen unternehmen, um die 
für solche Untersuchungen benötigten statisti- 
schen Angaben zu verbessern, insbesondere mit 
Hilfe von Zählungen und Stichprobenerhebun- 
gen; 

c) die Aufstellung und Auswertung laufender Indi- 
zes der Wirtschaftstätigkeit sowie die Unter- 
suchung der Entwicklungstendenzen bezüglich 
neuer Techniken, insbesondere der Automation, 
in den verschiedenen Industriezweigen im In- und 
Ausland vornehmen und fördern, insbesondere 
um vorübergehende Schwankungen von struktu- 
rellen Änderungen auf längere Sicht unterschei- 
den zu können; 

d) kurzfristige Vorausschätzungen der Beschäfti- 
gung, der Unterbeschäftigung und der Arbeits- 
losigkeit durchführen, die zeitig genug vor- 
genommen werden und genügend Einzelheiten 
enthalten, so daß sie als Grundlage für rasche 
Maßnahmen zur Verhütung oder Beseitigung 
entweder der Arbeitslosigkeit oder einer Ar- 
beitskräfteknappheit dienen können; 

e) Untersuchungen über die Methoden und Ergeb- 
nisse der Beschäftigungspolitik in anderen Län- 
dern durchführen und fördern. 

(2) Die Mitglieder sollten sich bemühen, den So- 
zialpartnern die Ergebnisse der im Internationalen 


Arbeitsamt und an anderer Stelle angestellten 
Untersuchungen über die Beschäftigungslage, ein- 
schließlich der Auswirkungen der Automation, zur 
Kenntnis zu bringen. 

2. Zur Erreichung der sozialen Ziele der Be- 
schäftigungspolitik ist deren Koordinierung mit an- 
deren Wirtschafts- und sozialpolitischen Maßnahmen 
erforderlich, insbesondere mit Maßnahmen auf fol- 
genden Gebieten: 

a) Investition, Produktion und Wirtschaftswachs- 
tum; 

b) Steigerung und Verteilung der Einkommen; 

c) Soziale Sicherheit; 

d) Finanz- und Währungspolitik, einschließlich der 
Antiinflations- und der Devisenpolitik; 

e) Förderung eines freien Verkehrs von Gütern, 
Kapital und Arbeitskräften zwischen den Län- 
dern. 

3. Zur Förderung der Stabilität der Produktion 
und der Beschäftigung sollte die Möglichkeit er- 
wogen werden, in größerem Umfang von finanz- 
politischen und ähnlichen Maßnahmen Gebrauch zu 
machen, die dazu bestimmt sind, einen selbsttätigen 
stabilisierenden Einfluß auszuüben und die Ver- 
brauchereinkommen und Investitionen auf einem 
befriedigenden Stand zu halten. 

4. Als Maßnahmen zur Stabilisierung der Be- 
schäftigung kommen ferner in Betracht: 

a) finanzpolitische Maßnahmen in bezug auf die 
Steuersätze und den Investitionsaufwand; 

b) die Anregung oder Drosselung der Wirtschafts- 
tätigkeit durch geeignete Maßnahmen der Wäh- 
rungspolitik; 

c) die Vermehrung oder Verringerung der Aus- 
gaben für öffentliche Arbeiten oder andere 
öffentliche Investitionen von grundlegender Be- 
deutung, z. B. Straßen, Eisenbahnen, Hafen- 
anlagen, Schulen, Ausbildungsanstalten und 
Krankenhäuser; die Mitglieder sollten in Zeiten 
eines hohen Beschäftigungsstandes eine Anzahl 
nützlicher, aber aufschiebbarer Vorhaben für 
öffentliche Arbeiten planen, die in Zeiten einer 
Rezession sofort in Angriff genommen werden 
können; 

d) Maßnahmen, die mehr ins einzelne gehen, wie 
vermehrte Staatsaufträge an einen bestimmten 
Industriezweig, in dem eine Rezession einen 
zeitweiligen Rückgang der Wirtschaftstätigkeit 
hervorzurufen droht. 

5. Die Maßnahmen zum Ausgleich von Saison- 
schwankungen in der Beschäftigung können ein- 
schließen: 
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a) die Anwendung neuer Techniken, welche die 
Ausführung von Arbeiten unter Bedingungen 
ermöglichen, unter denen sie ohne diese Tech- 
niken nicht hätte erfolgen können; 

b) die Ausbildung von in Saisonberufen beschäftig- 
ten Arbeitnehmern in ergänzenden Berufen; 

c) die Planung von Maßnahmen, die der saison- 
mäßigen Arbeitslosigkeit oder Unterbeschäfti- 
gung entgegenwirken; besondere Beachtung 
sollte der Koordinierung der Tätigkeit der ver- 
schiedenen Behörden und Privatunternehmen 
auf dem Gebiet des Bauwesens geschenkt wer- 
den, um den ununterbrochenen Fortgang dieser 
Tätigkeit zu gewährleisten und somit genügend 
Beschäftigungsmöglichkeiten für die Arbeit- 
nehmer zu bieten. 

6. (1) Die Art der besonderen Schwierigkeiten, 
die den in Absatz 16 der Empfehlung erwähnten 
Personengruppen durch strukturelle Änderungen 
entstehen können, sollten von der zuständigen 
Stelle ermittelt und geeignete Maßnahmen sollten 
empfohlen werden. 

(2) Besondere Maßnahmen sollten getroffen wer- 
den, um für diese Gruppen geeignete Arbeit zu 
schaffen und Härten zu mildern. 

(3) Begegnen ältere oder behinderte Arbeitnehmer 
bei der Anpassung an strukturelle Änderungen gro- 
ßen Schwierigkeiten, so sollten ihnen angemessene 
Leistungen im Rahmen der Sozialen Sicherheit ge- 
währt werden, einschließlich von Ruhestandsleistun- 
gen vor Erreichen des vorgeschriebenen Ruhestands- 
alters, wenn dies angebracht erscheint. 

7. (1) Werden zahlreiche Arbeitnehmer, die in 
einem bestimmten Gebiet konzentriert sind, von 
strukturellen Änderungen betroffen und wird vor 
allem die Wettbewerbsfähigkeit dieses ganzen Ge- 
bietes beeinträchtigt, so sollten die Mitglieder zu- 
sätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten in diesem Ge- 
biet schaffen und durch wirkungsvolle Anreizmittel 
sowie durch Beratung mit den Vertretern der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer die Unternehmen zur 
Schaffung zusätzlicher Beschäftigungsmöglichkeiten 
auf der Grundlage einer umfassenden regionalen 
Entwicklungspolitik veranlassen. 

(2) Die zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen 
können umfassen: 

a) die vielseitige Gestaltung der Tätigkeit be- 
stehender Unternehmen oder die Förderung der 
Errichtung neuer Industrien; 

b) öffentliche Arbeiten oder öffentliche Investitio- 
nen einschließlich der Erweiterung oder Errich- 
tung öffentlicher Unternehmen; 

c) Aufklärung und Beratung neuer Industrie- 
betriebe über die Bedingungen für ihre Nieder- 
lassung; 

d) Maßnahmen mit dem Ziel, neue Industrien in das 
betreffende Gebiet zu ziehen, z. B. durch den 
Ausbau oder die Verbesserung der Infrastruktur 
oder durch Gewährung von Sonderdarlehen, be- 
fristeten Subventionen oder befristeten steuer- 
lichen Begünstigungen oder durch Gewährung 


materieller Vorteile, wie die Bereitstellung und 
Erschließung von Industriegelände; 

e) eine Vorzugsbehandlung bei der Vergebung von 
Staatsaufträgen; 

f) geeignete Schritte, um einer übermäßigen Bal- 
lung von Industriebetrieben entgegenzuwirken, 

(3) Bei solchen Maßnahmen sollte auf die Art der 
Beschäftigung geachtet werden, für die in den ver- 
schiedenen Gebieten auf Grund ihrer natürlichen 
Hilfsmittel, ihres Zugangs zu den Märkten und an- 
derer wirtschaftlicher Faktoren die besten Voraus- 
setzungen gegeben sind. 

(4) Die Grenzen der Gebiete, die Anspruch auf 
eine Sonderbehandlung haben, sollten erst nach 
sorgfältiger Untersuchung der wahrscheinlichen 
Rückwirkungen auf andere, insbesondere die an- 
grenzenden Gebiete, festgelegt werden. 

11. Beschäftigungsprobleme im Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen Unterentwicklung 

8. Die Maßnahmen zur Anregung der einheimi- 
schen Spartätigkeit sowie des Zustroms von Finanz- 
mitteln aus anderen Ländern im Hinblick auf die 
Vermehrung der produktiven Investitionen können 
einschließen: 

a) Maßnahmen für den Einsatz der verfügbaren 
Arbeitskräfte bei möglichst geringer Inanspruch- 
nahme knapper Hilfsquellen, um die Kapital- 
bildungsrate zu erhöhen; diese Maßnahmen soll- 
ten mit den Bestimmungen des Übereinkommens 
über die Zwangsarbeit, 1930, und des Überein- 
kommens über die Abschaffung der Zwangs- 
arbeit, 1957, vereinbar sein und im Rahmen 
eines Systems angemessener Mindestarbeits- 
normen und in Beratung mit den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern und deren Verbände ge- 
troffen werden; 

b) Maßnahmen zur Lenkung des Sparkapitals und 
der Investitionen von unproduktiven Verwen- 
dungszwecken zu solchen, die dazu bestimmt 
sind, die Wirtschaftsentwicklung und die Be- 
schäftigung zu fördern; 

c) Maßnahmen zur Anregung der Spartätigkeit: 

i) durch Einschränkung des Verbrauchs nicht 
lebensnotwendiger Güter, mit der gebotenen 
Rücksicht auf die Notwendigkeit der Bei- 
behaltung angemessener Anreizmittel; und 

ii) durch Sparprogramme, einschließlich von Bei- 
tragssystem der Sozialen Sicherheit und 
Kleinsparprogrammen; 

d) Maßnahmen zur Entwicklung örtlicher Kapital- 
märkte, um die Umwandlung des Sparkapitals 
in produktive Investitionen zu erleichtern; 

e) Maßnahmen mit dem Zweck, die Reinvestition 
eines angemessenen Teils des Ertrags der aus- 
ländischen Investitionen im Inland zu fördern, 
abgewandertes Kapital zurückzugewinnen bzw. 
seine Abwanderung zu verhindern und es pro- 
duktiven Investitionen zuzuleiten. 
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9. (1) Die Maßnahmen zur Ausweitung der Be- 
schäftigungsmöglichkeiten durch die Förderung 
einer arbeitsintensiven Güterproduktion und arbeits- 
intensiver Verfahren können umfassen*. 

a) die Förderung arbeitsintensiver Produktions- 
methoden durch 

i) Arbeitsstudien mit dem Ziel, den Leistungs- 
grad moderner arbeitsintensiver Arbeitsvor- 
gänge zu steigern; 

ii) Forschung und Verbreitung von Informatio- 
nen über arbeitsintensive Verfahren, beson- 
ders bei öffentlichen Arbeiten und im Bau- 
wesen; 

b) Steuerbegünstigungen und Vorzugsbehandlung 
für die betreffenden Unternehmen in bezug auf 
Einfuhrkontingente oder andere Kontingente; 

c) gründliche Prüfung der technischen, wirtschaft- 
lichen und organisatorischen Möglichkeiten, 
welche die Ausführung arbeitsintensiver Bauvor- 
haben bietet, wie Mehrzweckbauten für Fluß- 
regulierung und Wasserkraftnutzung und Bau 
von Eisenbahnen und Straßen. 

(2) Bei der Entscheidung, ob ein Produkt oder 
Verfahren als arbeitsintensiv zu gelten hat oder 
nicht, sollte darauf geachtet werden, in welchem 
Verhältnis Kapital und Arbeit nicht nur im End- 
stadium, sondern in jedem Stadium der Produktion, 
einschließlich derjenigen der Materialien, der Ener- 
gie und anderer Faktoren, verwendet werden. Fer- 
ner sollte beachtet werden, in welchem Umfang das 
steigende Angebot an einem bestimmten Erzeugnis 
eine steigende Nachfrage nach Arbeitskräften bzw. 
nach Kapital hervorrufen wird. 

10. Die institutionellen Maßnahmen zur FÖrde- 
derung der produktiven Beschäftigung im ländlichen 
Bereich können zusätzlich zu den in Absatz 27 der 
Empfehlung erwähnten Maßnahmen die Förderung 
von Programmen für die Entwicklung der Gemein- 
wesen umfassen, die mit den Bestimmungen des 
Übereinkommens über Zwangsarbeit, 1930, und des 
Übereinkommens über die Abschaffung der Zwangs- 
arbeit, 1957, vereinbar sind. Zweck dieser maß- 
nahmen sollte es sein, die betreffenden Personen 
und insbesondere die Arbeitnehmer und die Arbeit- 
geber sowie ihre Verbände zur aktiven Mitwirkung 
bei der Planung und Durchführung Örtlich begrenzter 
Vorhaben für wirtschaftliche und soziale Entwick- 
lung heranzuziehen und die Verwendung der an 


Ort und Stelle verfügbaren Arbeitskräfte und mate- 
riellen und finanziellen Hilfsquellen, die sonst 
brachliegen oder in unproduktiver Weise verwendet 
würden, bei der Ausführung solcher Vorhaben zu 
begünstigen. 

11. Die den Ortsverhältnissen entsprechenden 
Mittel zur Gewährleistung einer umfassenderen 
Verwendung der an Ort und Stelle verfügbaren 
Kräfte für die Entwicklung ländlicher Gebiete kön- 
nen einschließen: 

a) örtliche wertschaffende Vorhaben, insbesondere 
solche, die eine rasche Zunahme der landwirt- 
schaftlichen Produktion bewirken, wie Bau von 
kleinen und mittleren Bewässerungs- und Ent- 
wässerungsanlagen, Lagerungseinrichtungen, Zu- 
fahrtsstraßen und Ausbau des Örtlichen Ver- 
kehrswesens; 

b) Landerschließung und Siedlung; 

c) arbeitsintensivere Landbaumethoden, Entwick- 
lung der Viehzucht und vielseitige Gestaltung 
der landwirtschaftlichen Erzeugung; 

d) Entwicklung sonstiger produktiver Tätigkeiten, 
beispielsweise der Forstwirtschaft und der 
Fischerei; 

e) Förderung von Sozialdiensten auf dem Lande, 
beispielsweise auf dem Gebiet des Erziehungs-, 
Wohnungs- und Gesundheitswesens; 

f) Entwicklung lebensfähiger Kleingewerbe und 
Handwerkszweige in ländlichen Gebieten, bei- 
spielsweise für die Verarbeitung landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse an Ort und Stelle und die 
Herstellung einfacher, in den betreffenden Ge- 
bieten benötigter Verbrauchs- und Produktions- 
güter. 

12. (1) Bei der Anwendung von Absatz 5 der 
Empfehlung und unter Berücksichtigung der Bestim- 
mungen der Empfehlung betreffend die berufliche 
Ausbildung, 1962, sollten sich die Entwicklungs- 
länder um die Beseitigung des Analphabetentums 
und die Förderung der beruflichen Ausbildung der 
Arbeitnehmer in allen Bereichen sowie einer ge- 
eigneten höheren Ausbildung für wissenschaftliche, 
technische und leitende Kräfte bemühen. 

(2) Die Notwendigkeit der Schulung von Ausbil- 
dungskräften und Arbeitnehmern als Voraussetzung 
für die Verbesserung und Modernisierung der Land- 
wirtschaft sollte berücksichtigt werden. 
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Die Empfehlung enthält in sieben Abschnitten 
Bestimmungen über Ziele, Grundsätze und Maßnah- 
men der Beschäftigungspolitik, Hinweise zur Lösung 
der bei wirtschaftlicher Unterentwicklung auftreten- 
den besonderen Probleme sowie Vorschläge für 
Maßnahmen, die von den Sozialpartnern und auf 
internationaler Ebene ergriffen werden sollen. Der 
letzte Abschnitt betrifft die Durchführung. In ihm 
wird auf einen Anhang mit einem umfangreichen 
Katalog von allgemeinen und gezielten Maßnahmen 
der Beschäftigungspolitik und besonderen Maßnah- 
men bei wirtschaftlicher Unterentwicklung verwie- 
sen. 

Die im ersten und dritten Abschnitt der Empfeh- 
lung über die Ziele und Maßnahmen der Beschäfti- 
gungspolitik aufgestellten Forderungen sind in 
Deutschland erfüllt, nach den Grundsätzen des 
II. Abschnitts wird weitgehend verfahren, dasselbe 
geschieht von seiten der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer hinsichtlich der im V. Abschnitt vorgeschla- 
genen Maßnahmen. Die im IV. Abschnitt behandel- 
ten Beschäftigungsprobleme bei wirtschaftlicher Un- 
terentwicklung betreffen die Entwicklungsländer, die 
im VI. Abschnitt aufgeführten internationalen Maß- 
nahmen beziehen sich zum Teil auf die Wirtschafts- 
politik im engeren Sinne oder betreffen Fragen des 
Welthandels. Zu ihrer Lösung sind daher insoweit 
andere Organisationen als die Internationale Ar- 
beitsorganisation berufen. 

Da die deutsche Praxis mit den in der Empfehlung 
gegebenen Richtlinien für eine aktive Beschäfti- 
gungspolitik, wie ausgeführt, im allgemeinen über- 
einstimmt, sieht die Bundesregierung, zumal ange- 
sichts der in Deutschland seit etwa einem Jahrzehnt 
herrschenden Vollbeschäftigung, zu einer besonde- 
ren Initiative auf diesem Gebiet gegenwärtig keinen 
Anlaß. 
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